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12.

13.

Traktanden

Protokollgenehmigung (Protokoll Nr. 10 vom 26. Marz 2009)

Dringliche Interpellation Fraktion GLP (Michael Képfli, GLP): Warum wird
den Berner Stimmberechtigten am 17. Mai eine Alternativabstimmung zum
~Progr-Verkauf* unterbreitet, nachdem der Stadtrat eine Variantenabstim-
mung beschlossen hat und ist dieses Vorgehen tUberhaupt zulassig? (PRD:
Tschéappat)

Dringliche Interpellation Fraktion SP/JUSO (Corinne Mathieu, SP): Vertreibt
die Liegenschaftsverwaltung ihre Mieterinnen aus der Stadt? (FPI: Hayoz)
Dringliche Interpellation Fraktion BDP/CVP (Martin Schneider, parteilos):
Umsetzung des Integrationsartikels 17 in Berns Schulen — Mit Vollgas in die
Wand? (BSS: Olibet)

Motion Edith Leibundgut (CVP): Ausbau von Spielgruppen férdern und Zu-
gang fur sozioékonomisch benachteiligte Familien erleichtern (BSS: Olibet)
Motion Andreas Zysset (SP) vom 15. August 2002: Sport 2010 — fur die
Spitze und fir alle; Fristverlangerung (BSS: Olibet)

Interfraktionelles Postulat SP/JUSO, GB/JA! (Ruedi Keller, SP/Hasim San-
car, GB): Reitschule — Koordination der Aktivitdten der einzelnen Direktio-
nen tut Not! (BSS: Olibet)

Interfraktionelles Postulat SP/JUSO, GB/JA, GFL/EVP (Miriam Schwarz,
SP/Cristina Anliker-Mansour, GB/Daniela Lutz, GFL): Pravention statt spate-
re Sozialhilfeabhangigkeit von Jugendlichen (BSS: Olibet)

Interpellation Rolf Zbinden (PdA): Notbremse fir die anmassende Offent-
lichkeitsarbeit von PINTO (BSS: Olibet)

Postulat Fraktion GB/JA! (Hasim Sancar, GB/Lea Bill, JA!) Was hat Police
Bern gebracht? Zwischenbilanz aus der Sicht der Stadt Bern (SUE: Nause)
Interpellation Fraktion SP/JUSO (Corinne Mathieu, SP): Police Bern — Wel-
che Bilanz zieht der Gemeinderat nach einem Jahr Einheitspolizei? (SUE:
Nause)

Interpellation Fraktion SP/JUSO (Ruedi Keller, SP): Police Bern: Wer kon-
trolliert die polizeilichen Leistungen? (SUE: Nause)

Interpellation Fraktion SP/JUSO (Beat Zobrist, SP): Police Bern: Warum
muss die Stadtberner Bevdlkerung die Sicherheit fir alle bezahlen? (SUE:
Nause)
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14. Interfraktionelle Motion GB/JA!, SP/JUSO (Franziska Schnyder/Catherine

Weber, GB/Giovanna Battagliero, SP) und Daniele Jenni (GPB) vom 23.

November 2006: Police Bern: Die gesetzliche Regelung ist unbefriedigend;

Begrindungsbericht (SUE: Nause) 06.000312
15. Interfraktionelle Motion SVP/JSVP, FDP mit CVP (Reto Nause, CVP/Beat

Schori, SVP/Philippe Mduller, FDP): Videouberwachung zur Vorbeugung und

Aufklarung krimineller Handlungen (SUE: Nause) 08.000262
16. Motion Fraktion SVP/JSVP (Peter Buhler/Manfred Blaser, SVP): Der Ge-

meinderat muss endlich dafiir sorgen, dass die Verkehrsregeln fir alle gel-

ten, auch fur Fahrrader! (SUE: Nause) 08.000275
17. Postulat Fraktion SP/JUSO (Beni Hirt, JUSO): Bis der Poller in der Matte
kommt, brauchts griffige Massnahmen (SUE: Nause) 08.000301

18. Interpellation Fraktion FDP (Christoph Zimmerli/Dolores Dana, FDP): Streit
um die Sanitatspolizei — ist die Notfallversorgung in Laupen, Neuenegg und

Kriechenwil gefédhrdet? (SUE: Nause) 08.000349
19. Interpellation Fraktion FDP (Philippe Muller): Werkplatz Bern — Verliert die
Stadt Bern noch ein weiteres Unternehmen? (SUE: Nause) 08.000378
20.
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Prasenzliste der Sitzung 17.00 bis 19.00 Uhr

Vorsitzend
1. Vizeprasident Urs Frieden

Anwesend

Hans Peter Aeberhard
Michael Aebersold
Cristina Anliker-Mansour
Rania Bahnan Bliechi
Vinzenz Bartlome
Giovanna Battagliero
Thomas Begert
Henri-Charles Beuchat
Dieter Beyeler
Manfred Blaser

Peter Buhler

Conradin Conzetti
Rithy Chheng

Dolores Dana
Bernhard Eicher
Susanne Elsener
Jacqueline Gafner Wasem
Thomas Goéttin

Claude Grosjean
Guglielmo Grossi

Beat Gubser

Leyla Gul

Entschuldigt
Peter Bernasconi
Kathrin Bertschy
Lea Bill

Tania Espinoza
Anastasia Falkner

Vertretung Gemeinderat
Alexander Tschappat PRD
Barbara Hayoz FPI

Entschuldigt
Regula Rytz TVS

Ratssekretariat

Erich J. Hess
Kurt Hirsbrunner
Beni Hirt

Jimy Hofer
Natalie Imboden
Ueli Jaisli

Stefan Jordi
Ruedi Keller
Daniel Klauser
Michael Kopfii
Vania Kohli
Annette Lehmann
Edith Leibundgut
Daniela Lutz-Beck
Ursula Marti
Corinne Mathieu
Claudia Meier
Christine Michel
Patrizia Mordini
Erik Mozsa
Philippe Muller
Nadia Omar

Regula Fischer
Jan Fluckiger
Simon Glauser

Ueli Haudenschild

Reto Nause SUE

Stéphanie Penher
Pascal Rub

Rahel Ruch
Hasim Sancar
Emine Sariaslan
Daniela Schéafer
Martin Schneider
Rolf Schuler
Miriam Schwarz
Tanja Sollberger
Hasim S6nmez
Barbara Streit-Stettler
Luzius Theiler
Martin Trachsel
Aline Trede
Gisela Vollmer
Béatrice Wertli
Thomas Weil
Markus Wyss
Rolf Zbinden
Christoph Zimmerli
Beat Zobrist

Mario Imhof

Peter Kinzler
Nicola von Greyerz
Peter Wasserfallen

Edith Olibet BSS

Stadtkanzlei

Annina Jegher, Ratssekretarin Beat Roschi, Ratsweibel
Ursina Walchli, Protokoll Hanni Reut, Telefondienst

Jirg Wichtermann
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Mitteilung des Vorsitzenden

Der 1. Vizepréasident Urs Frieden verliest das Rucktrittsschreiben von Peter Bernasconi aus
dem Stadtrat: Sehr geehrte Gemeinderatinnen und Gemeinderate. Ich habe mich entschlos-
sen, ab sofort aus dem Stadtrat auszutreten, da ich aus gesundheitlichen Griinden bis zu den
Sommerferien nicht mehr an den SR-Sitzungen teilnehmen werde. So kénnen frische Krafte
nachrutschen und im politischen Geschehen mitwirken. Es war eine schéne, spannende, her-
ausfordernde und interessante Zeit, die ich nicht missen mochte. Ich danke Euch, den Stadt-
ratinnen und Stadtraten, den Kommissionsmitgliedern, obwohl wir nicht immer ,das Heu auf
der gleichen Buhne* hatten, der Stadtkanzlei, Dr. J. Wichtermann und Christa Hostettler, dem
ganzen Team im Ratssekretariat und den Personen, die im Hintergrund tatig waren, fir die
angenehme Zusammenarbeit. Denkt bei Eurer Tatigkeit im Rat daran, dass |hr die Bevdlke-
rung von Bern vertretet und nicht Eure persdnlichen Interessen. Ich freue mich auf ein Wie-
dersehen! Freundliche Griisse, Peter Bernasconi.

Traktandenliste

1. Die Traktanden 10 bis 14 zu Police Bern werden gemeinsam behandelt.
2. Das Traktandum 18 wurde zuriickgezogen.

1 Protokollgenehmigung (Protokoll Nr. 10 vom 26. Méarz 2009)

Das Protokoll Nr. 10 vom 26. Méarz 2009 wird vom Rat stillschweigend und mit Dank an die
Verfassenden genehmigt.

2 Dringliche Interpellation Fraktion GLP (Michael Kopfli, GLP): Warum wird den
Berner Stimmberechtigten am 17. Mai eine Alternativ-Abstimmung zum ,,Progr-
Verkauf® unterbreitet, nachdem der Stadtrat eine Variantenabstimmung be-
schlossen hat und ist dieses Vorgehen iiberhaupt zulassig?

Geschéaftsnummer 09.000153 / 09/116
- Der Stadtrat stimmt dem Antrag auf Diskussion zu (37 Ja, 12 Nein). -

Interpellant Michael Képfli (GLP): Ich danke dem Gemeinderat fir seine Antwort. Einige Fra-
gen sind gut beantwortet, wir sind jedoch mit der Feststellung nicht einverstanden, dass der
Vortrag des Gemeinderats an den Stadtrat eigentlich eine Alternativabstimmung vorgesehen
hatte, die bloss falsch betitelt worden sei. In der Diskussion war immer von Variantenabstim-
mung, Variante A und Variante B die Rede. Was fehlte und flir eine Alternativabstimmung
zwingend notwendig gewesen ware, war die abschliessende Stichfrage, die vom Gemeinderat
offensichtlich nicht vorgesehen war. Die Vorlage entsprach also auch inhaltlich nicht einer
Alternativabstimmung. Unserer Meinung nach gibt es sehr wohl Unterschiede zwischen einer
Alternativ- und einer Variantenabstimmung. Zweifellos ist das ein sehr formalistisches Thema
und die Abstimmungsformen sind sich sehr dhnlich, es gibt aber einen wesentlichen Unter-
schied. Hatten wir im Stadtrat tatsachlich Gber eine Alternativabstimmung befunden, so hatte
jeder Stadtrat und jede Stadtratin die Moéglichkeit gehabt, zu jedem einzelnen Projekt Stellung
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zu nehmen. Es erscheint uns etwas komisch, dass der Gemeinderat in seiner Antwort
schreibt, das Geschaft sei vom Gemeinderat fehlerlos verabschiedet worden und den ganzen
Fehler der Stadtkanzlei zuschiebt. Die Stadtkanzlei ist bekanntlich eine Stabsstelle des Ge-
meinderats. Es kann nicht sein, dass die Verantwortung einfach an die Angestellten der
Stadtverwaltung abgeschoben werden kann. Offensichtlich ist es so, dass auch das Biro des
Stadtrats eine gewisse Verantwortung fir dieses Verfahren tragt. Schon am 5. Mai 2009
machten verschiedene Stimmen hier im Rat auf diesen Fehler aufmerksam und man unter-
brach die Sitzung, merkte aber nicht, dass falsch beschlossen wurde. So hatte der Stadtrat
nicht die Mdéglichkeit Uber dasselbe Verfahren zu bestimmen, wie das die Stadtbevdlkerung
am 17. Mai macht. Wir wollen aber keinen Aufstand mehr machen, denn grundsatzlich ent-
spricht die Vorlage, die vors Volk kommt, dem Willen des Stadtrats. Der Stadtrat hat ent-
schieden, dass Uber beide Projekte abgestimmt wird und das ist der Fall. Wir bitten die Stadt-
kanzlei, den Gemeinderat und das Buro des Stadtrats aber, sich in Zukunft doch etwas prazi-
ser vorzubereiten, damit solche Fehler nicht mehr vorkommen. Wir werden keine Beschwerde
einreichen, da eine solche die falschen Leute treffen wirde, zum einen die Gewinner der
kommenden Abstimmung, zum anderen die Stimmburgerinnen und Stimmbirger und zum
dritten die Steuerzahlenden. Das alte Progymnasium ist wie wir wissen renovationsbediirftig
und wenn es jetzt nicht verkauft werden kann, ist die Gefahr gross, dass die Stadt fir diese
Renovation aufkommen muss. Die ganze Thematik ist flir uns abgeschlossen, es bleibt aber
ein schaler Nachgeschmack zuriick. Mit der Antwort des Gemeinderats sind wir nur teilweise
zufrieden.

Fraktionserklarungen

Christine Michel (GB) flur die Fraktion GB/JA!: Auch wir sind Uber den Verlauf des Prozedere
zu dieser Abstimmung nicht glicklich. Insbesondere bedauern wir, dass anstelle von Sach-
themen diese Frage eine Zeit lang die 6ffentliche Debatte bestimmte. Grundsétzlich ist es so,
dass der Stadtrat nicht genau dieselben Abstimmungen wie das Stimmvolk vornehmen muss.
Beispielsweise mlissen wir dariber entscheiden, ob wir dem Volk Uberhaupt beide Varianten
zur Abstimmung vorlegen wollen. Dies wurde in der ersten Abstimmung gemacht und damit ist
ein wichtiger politischer Grundsatzentscheid gefallt worden. Die Frage, ob das eine Alternativ-
oder eine Variantenabstimmung ist, ist dagegen sekundar. Spater monierte die SVP, die Bot-
schaft sei unausgewogen. Die Antrage konnten hier gestellt werden und wurden in einem de-
mokratischen Prozess behandelt. Wir sind allerdings auch nicht ganz gliicklich, dass unser
Uberwiesener Antrag nur zur Halfte in der Botschaft auftaucht. Der Satz, dass die Erhéhung
der Mieten ein Leerstandsrisiko bedeutet, hatte gestrichen werden sollen. Eine Alternativab-
stimmung ist ein komplexes Prozedere und wir sind Uberzeugt davon, dass wir alle daraus
lernen werden.

Barbara Streit-Stettler (EVP) fur die Fraktion GFL/EVP: Uns scheint, dass sich der Gemeinde-
rat in seiner Antwort hinter Formalismen versteckt. Liest man zwischen den Zeilen, merkt
man, dass schlicht ungenau und fehlerhaft gearbeitet wurde. Das zieht sich bei dieser Vorlage
zum Progr von Anfang bis Ende durch. Bereits in der Kommission hatten wir festgestellt, dass
teilweise von Variantenabstimmung und teilweise von Alternativabstimmung die Rede war und
dies zieht sich bis zum Abstimmungszettel hin. Uns interessiert nicht, welche Abstimmungs-
form hier besser geeignet ware. Wir wollen diese Vorlage einfach in einer rechtlich eindeuti-
gen und klaren Weise zur Abstimmung bringen. Um uns in solchen Fragen zu unterstiitzen,
haben wir die Fachleute der Stadtkanzlei und des Ratssekretariats. Wir erwarten von diesen
Fachleuten, dass sie trotz Zeitdruck und Schwierigkeiten mit dieser Vorlage zuverldssig und
professionell arbeiten. Es ist die Aufgabe von Stadtkanzlei und Ratssekretariat, uns in
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schwierigen Situationen die richtigen rechtlichen Leitplanken zu liefern. Fehler kbnnen passie-
ren, aber genau aus diesem Grund haben wir doch zwei Fachstellen, damit sie sich gegensei-
tig auskorrigieren kdnnen. Dass dies im vorliegenden Fall nicht passierte, ist fir uns unver-
standlich. Im Falle dieses Vorstosses sind wir mit der Arbeit von Stadtkanzlei und Ratssekre-
tariat nicht zufrieden.

Hans Peter Aeberhard (FDP) fur die Fraktion FDP: Die Behandlung dieses Geschafts im
Stadtrat lief schief, weil es unserer Meinung nach nicht angeht, nach einem durchgefiihrten
Wettbewerb dem Volk eine zweite Variante zu unterbreiten. Die Formalien sind uns egal, aber
das Ganze ist offensichtlich eine Pannenlibung. Auf dem Stimmzettel steht wiederum Alterna-
tivabstimmung und darunter wird von Varianten gesprochen. Dies ist eine Fehlleistung. Eine
weitere Fehlleistung besteht darin, dass bei mir und auch bei einigen angefragten Kolleginnen
und Kollegen in den Stimmunterlagen die Botschaft fir die stadtischen Abstimmungsvorlagen
fehlt. Das reiht sich bestens in die lange Liste der Fehler ein.

Beschluss
Die Interpellantin Fraktion GFL ist mit der Antwort teilweise zufrieden.

3 Dringliche Interpellation Fraktion SP/JUSO (Corinne Mathieu, SP): Vertreibt die
Liegenschaftsverwaltung ihre Mieterinnen aus der Stadt?

Geschéaftsnummer 09.000152 / 09/115
- Der Stadtrat stimmt dem Antrag auf Diskussion zu (40 Ja, 16 Nein, 1 Enthaltung). -

Interpellantin Corinne Mathieu (SP): Die SP unterstutzt den Grundsatz, dass gunstiger stadti-
scher Wohnraum denjenigen Personen zur Verfigung steht, die diesen am dringendsten be-
ndtigen. Die Frage ist nun, wie dieser Grundsatz umgesetzt wird. Hier trat die Liegenschafts-
verwaltung mit ihrem Vorgehen gewaltig ins Fettnapfchen. Es ist sicherlich nicht einfach,
Mietvertragsanderungen durchzusetzen, denn Arger ist quasi vorprogrammiert. Aus diesem
Grund ist es notwendig, solche Aktionen sorgfaltig vorzubereiten, auf juristische Fallstricke zu
prufen und sich zu Uberlegen, wie man kommunizieren will. Mein Anliegen ist es, zu erfahren,
aus welchem Grund sich die Liegenschaftsverwaltung hier sprichwoértlich wie ein Elefant im
Porzellanladen verhalten hat. Die Antworten des Gemeinderats auf meine Interpellation sind
nur teilweise zufrieden stellend und einige Fragen wurden gar nicht beantwortet. Interessant
scheint mir, dass die Erfullung der Vermietungskriterien seit ihrer Einfihrung vor neun Jahren
nicht ein einziges Mal Uberpruft worden sind. Dies erklart auch die hohe Zahl der jetzt betrof-
fenen Mieterinnen und Mieter. In meinen Augen ist das eine unglaubliche Schlamperei. Der
Gemeinderat argumentiert mit mangelnden personellen Ressourcen, aber angesichts des
Scherbenhaufens heute, hatte man besser in personelle Ressourcen investiert. Hoffentlich
lernt der Gemeinderat daraus. Es ist nicht das erste Mal, dass in der Liegenschaftsverwaltung
ein Geschaft verbockt wird. Ich mdchte hier an das Paradiesli erinnern. Interessanterweise
stammen diese Vorlagen alle aus einer bestimmten Abteilung der Liegenschaftsverwaltung
und mir stellt sich die Frage, wie viele Pleiten und Pannen sich diese Abteilung beziehungs-
weise die zustandigen Personen noch leisten kénnen, bis Konsequenzen gezogen werden. Es
ist auffallend, dass alle Aktionen dieser Abteilung nach einem bestimmten Muster ablaufen.
1. Phase: Der Beschluss wird den Betroffenen schriftlich mitgeteilt. 2. Phase: Die Betroffenen
wehren sich und verlangen ein Gesprach mit der Liegenschaftsverwaltung. 3. Phase: Die
Presse schaltet sich ein und berichtet. 4. Phase: Der Direktor der Liegenschaftsverwaltung
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nimmt gegenltber der Presse Stellung und versucht Unklarheiten zu beseitigen. 5. Phase:
Frau Hayoz zieht 6ffentlich die Notbremse. Da muss man sich nicht wundern, wenn sich der
Stadtrat langsam Gedanken uber die Funktionsweise der Liegenschaftsverwaltung macht. Am
Dienstag Abend kilindigte mir der stellvertretende Chef der Liegenschaftsverwaltung an, dass
man in diesem Geschéaft einen neuen Versuch starten wird. Ich moéchte diese Gelegenheit
daflr nutzten, die zustandige Gemeinderatin zu bitten, daflir zu sorgen, dass nicht wieder
dasselbe passiert. Wir werden diese Angelegenheit genau beobachten und einen solchen
Schlamassel nicht mehr tolerieren. Einmal missen Konsequenzen gezogen werden.

Fraktionserklarungen

Natalie Imboden (GB) fur die Fraktion GB/JA!: Anscheinend ist es so, dass wir im Stadtrat
wieder Uber Interpellationen diskutieren. Die vorliegende Interpellation nimmt ein fir die Stadt
Bern wichtiges Thema auf, allerdings stellt sie eine falsche Frage. Es gibt aber auch wichtige
Fragen, die es zu klaren gilt: Wer hat Anrecht auf stadtische Wohnungen und nach welchen
Kriterien werden die Wohnungen vermietet beziehungsweise die Kriterien in der Praxis umge-
setzt? Es geht um circa 3 bis 4 Prozent der stadtischen Wohnungen, die im Besitz der Lie-
genschaftsverwaltung sind. Diese sollen nach sozialen Kriterien vergeben werden. Es ist
schwierig hier im Stadtrat zu klaren, wie diese Kriterien genau formuliert werden sollen, das
liegt in der Kompetenz der Betriebskommission des Fonds fiir Boden- und Wohnbaupolitik.
Diese Kriterien sollen neu angepasst werden. Es ist nicht akzeptierbar, dass man Menschen,
die Betreuungspflichten nachkommen, das Einkommen auf 100% anrechnet. Das widerspricht
dem Grundsatz der Stadt, sich fliir die Vereinbarkeit von Familie und Beruf einzusetzen. Die
zustandige Direktorin signalisierte einen Unterbruch der Ubung, aber es geht weiter. Wir sind
unzufrieden mit dem Prozess. Es ist kein gutes Zeugnis fur die Stadt Bern, wenn sie mit sehr
vielen Mieterinnen und Mieter stadtischer Liegenschaften auf diese Weise kommuniziert. Man
kann der Meinung sein, dass es guter Wille war, diese Kriterien umsetzen zu wollen, aber
wenn die Art und Weise der Umsetzung ungenligend ist, wirft das einige Fragen auf. In Zu-
kunft braucht es klare Kriterien, nach welchen die stadtischen Wohnungen vermietet werden,
eine unmissverstandliche Kommunikation und Umsetzungsstrategien. Hier muss auch mit
dem Mieterverband Ricksprache gehalten werden, Uber mietrechtlich umsetzbare Méglichkei-
ten. Wir verlangen eine saubere Umsetzung. Fir die GB/JA!-Fraktion ist klar, dass stadtischer
Wohnraum nach sozialen Kriterien verteilt werden muss. Dabei muss es fair und transparent
bleiben und es dirfen keine Hartefalle entstehen. Hier liegt die soziale Verantwortung der
Stadt auch in der Umsetzung ihrer Entscheide. Wir erwarten vom Gemeinderat, dass er uns
Uber weitere Schritte informiert.

Bernhard Eicher (JF) fur die Fraktion FDP: Fir die FDP-Fraktion zeigt die aktuelle Geschich-
te, dass die ganze ldee des glinstigen Wohnraumes der Stadt Bern problematisch ist. Das
guinstige Wohnen bringt uns in ein Dilemma. Entweder zieht man die Idee durch und wendet
die Kriterien konsequent an. Dann gibt es aber Probleme, dass Mieter diesen Kriterien beim
Einzug entsprechen, aber nach einiger Zeit, wenn sie sich im Quartier verwurzelt haben etc.
vielleicht ein héheres Einkommen generieren. Dann musste man sie aus diesen Wohnungen
und ihrem Umfeld vertreiben. Dies ware besonders fir Familien mit schulpflichtigen Kindern
schlimm. Die andere Variante ist es, eine laissez-faire Politik zu betreiben, alle Mieter in den
Wohnungen zu lassen und so die Kriterien nur teilweise anzuwenden. Dann haben wir pl6étz-
lich das Problem, dass sehr reiche Leute von der Stadt subventioniert werden. Dies ist unse-
rer Meinung nach ein unldsbares Dilemma. Aus diesem Grund stehen wir dem ginstigen
Wohnraum als Konzept kritisch gegentiber. Dazu kommt die so genannte Ghettobildung und
auch hier gibt es zwei Varianten: Entweder kann man auf billiger Flache billige Wohnungen
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bauen, was grosse Blocke ergibt, in welchen nur finanziell benachteiligte Menschen wohnen
und es keine soziale Durchmischung gibt. Die andere Mdglichkeit besteht darin, einzelne
Wohnungen gunstig zur Verfigung zu stellen. Das wird aber sehr schnell, sehr teuer. Glinsti-
ges Wohnen ist eine weitere Sozialmassnahme, die diesen Bereich noch undurchsichtiger
gestaltet. Es ware einfacher, wenn alle Vergunstigungen Uber die Sozialleistungen oder Uber
die Sozialhilfe abgegolten wirden. Heute haben wir diese glinstigen Wohnungen und wir se-
hen zwei Strategien zum weiteren Vorgehen. Erstens sollte mit den Bewohnern der bestehen-
den Wohnungen, die diese Kriterien nicht mehr erfillen, ein Kompromiss gefunden werden,
beispielsweise indem sie fur die Wohnungen einfach einen marktiblichen Mietzins bezahlen,
der dann dem Fonds fur Boden- und Wohnbaupolitik zu Gute kommt. Gleichzeitig sollte man
darauf achten, dass der Mietzins, wenn Leute ausziehen, auf ein marktibliches Niveau ge-
setzt wird. So kann man verhindern, dass dort Leute nachziehen. Die Idee des glnstigen
Wohnens sollte man unserer Meinung nach reduzieren und den Menschen, die es nétig ha-
ben, durch Sozialhilfe unter die Arme greifen. Die FDP-Fraktion ist der Ansicht, dass im Hin-
blick auf das gunstige Wohnen sicherlich keine neuen Gebaude gebaut werden sollen. Wir
werden in zwei Wochen einen entsprechenden Vorstoss einreichen.

Erik Mozsa (GFL) fur die Fraktion GFL/EVP: Wir sind froh, dass die Verwaltung diesen Pro-
zess gestoppt hat. Unserer Meinung nach, gab es dabei vor allem ein Kommunikationsprob-
lem. Es ist nicht richtig, die Mieterinnen und Mieter einfach per Brief (iber die bevorstehende
Anpassung zu informieren. Gunstiger Wohnraum soll tatsédchlich Menschen mit kleinem Por-
temonnaie zur Verfigung stehen und vorbehalten bleiben. Soziale Kriterien sind uns sehr
wichtig. Das Vorgehen wurde in unseren Augen sehr unsensibel vorgetragen und es wurde
bei langjahrigen Mieterinnen und Mietern Angst geschirt. Das geht nicht an. Wir begrissen
es, dass in Zukunft konstruktive Ideen und Massnahmen in diesem Bereich eingefihrt und
Uberlegungen gemacht werden, damit verhindert werden kann, dass Gutverdienende den
Wenigverdienenden Wohnraum wegnehmen.

Kurt Hirsbrunner (BDP) fir die Fraktion BDP/CVP: Die Fraktion BDP/CVP dankt dem Gemein-
derat fur die ausfuhrliche und kompetente Antwort. Es ist gut, dass die Kriterien, die fir verbil-
ligtes Wohnen gelten, auf den Tisch kommen. Aus der Antwort wird ersichtlich, dass es dem
Gemeinderat in keinem Falle darum geht, Mieterinnen und Mieter aus der Stadt zu vertreiben.
Vielmehr wollte er seine Pflicht, die Einhaltung der entsprechenden Kriterien fir ginstiges
Wohnen zu uberprifen, wahrnehmen. Wir gehen davon aus, dass all diese, die unrechtmassig
gunstigen Wohnraum beanspruchen, jetzt etwas wuitend reagiert haben. Dafir haben wir kein
Verstandnis. Gunstiger Wohnraum darf nur denjenigen zur Verfiugung stehen, die auch den
Kriterien entsprechen. Die Fraktion BDP/CVP kritisiert das Vorgehen der Liegenschaftsver-
waltung scharf. Es ist fast skandalds, wenn eine solch tief greifende Massnahme durchgefihrt
und kurze Zeit spater wieder zurickgezogen wird, weil die Vorbereitungen ungentigend wa-
ren. Wir bitten die Verantwortlichen, zukunftig achtsamer vorzugehen. Im Vorstoss und in der
Antwort wurde das Kriterium des Bruttolohns unterschiedlich dargestellt, wir méchten noch
gerne wissen, welche Angabe zutrifft.

Einzelvotum

Luzius Theiler (GPB): Ich habe zu diesem Thema ein Dringliches Postulat mit drei konkreten
Forderungen eingereicht. Eine dieser Forderungen ist mit der Sistierung des Vorgehens er-
fallt. Zudem machte FPI-Direktorin Barbara Hayoz klar, dass die Sache mit dem Aufrechnen
der Teilzeitstellen nochmals Gberdacht wird. Es erfreut mich, dass ein Postulat innerhalb einer
Woche teilweise erfullt wird. Dankeschdn. Ich schliesse mich Corinne Mathieu in der Beurtei-
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lung der Liegenschaftsverwaltung an. Was dort geleistet wurde, ist Pfuscharbeit. Die Berech-
nungsart mit Nettomietzins und Bruttolohn ist nicht haltbar. Es gibt eine anerkannte Berech-
nungsart zur Berechnung der Wohnkosten des Bundesamts fur Statistik, die vollig anders
aussieht und zu anderen Ergebnissen fihrt. Sie rechnet namlich mit dem Bruttomietzins und
dem verfigbaren Einkommen. Oft machen bei billigen Wohnungen die Nebenkosten einen
Drittel des Mietzinses aus. So flhrt das zu einem himmelweiten Unterschied. Nach dieser
Berechnung wirden fast 90% der Eingemieteten die Kriterien der Stadt nicht mehr erfullen.
Ich kann nicht begreifen, wie eine Verwaltung so etwas tun kann. Die Antwort des Gemeinde-
rats ist etwas hinter dem heutigen Stand der Entwicklung. Das so genannte Berner Modell
wird gelobt, obwohl es gar nie angewendet wurde. Ich erwarte, dass in der Beantwortung
meines Postulats noch viele neue Informationen kommen. Der Gemeinderat sollte festlegen,
dass Personen, welche die Kriterien nicht mehr erfillen, mehr bezahlen und dieses Geld fir
die Verbilligung anderer Wohnungen benutzt wird.

Interpellantin Corinne Mathieu (SP): Bei den geforderten Konsequenzen geht es uns darum,
dass auf der Liegenschaftsverwaltung endlich eine funktionierende Strategie angewandt wird
und nicht um den Rucktritt bestimmter Personen. Ich bin sehr erfreut, dass man auch auf bir-
gerlicher Seite einsieht, dass es so nicht geht und damit dem Ruf der Stadt geschadet wird.
Das Konzept des glinstigen Wohnens entspricht dem politischen Willen von RGM, dass die
Stadt glinstigen Wohnraum anbietet und das wird so bleiben. Eine Ghettobildung wird nicht
durch die Vermietung von Wohnungen verhindert, sondern indem wir in neuen Quartieren
Wohnungen fur verschiedene Einkommensgruppen anbieten. Diese Chance wurde im Stécka-
cker Sid leider nicht genutzt. Bernhard Eicher ausserte einige interessante Ideen und sollte
sich vielleicht als Berater bei der Liegenschaftsverwaltung melden.

Barbara Hayoz, Direktorin FPI, fir den Gemeinderat: Unserer Meinung nach haben wir alle
Fragen der Interpellation beantwortet. Wir bestreiten nicht, dass die Liegenschaftsverwaltung
in diesem Prozess etwas unsensibel vorging. Wir bestreiten auch nicht, dass es in diesem
Prozess keine Hartefalle geben soll. Aber wenn natirlich in einer 4-Zimmerwohnung ein Mie-
ter mit einem Einkommen von 15'000 Franken sitzt, kann man kaum von einem Hartefall spre-
chen, wenn man ihm nahe legt, eine andere Wohnung zu suchen. Um solche Félle geht es
hier. Im Gemeinderat sind wir der Meinung, dass es nicht angeht, dass Menschen mit hohen
Einkommen Wohnungen im Niedrigpreissegment besetzen, die Alleinerziehende, Familien mit
Kindern, altere oder junge Leute viel noétiger hatten. In diesen Mitvertragen sind die Kriterien
klar ersichtlich. Ich weiss nicht, warum uns jetzt zum Vorwurf gemacht wird, wenn wir diese
Uberprifen. Den Kommunikationsfehler haben wir erkannt und den werden wir angehen. Die
Kriterien fur ginstigen Wohnraum wurden vom Fonds bestatigt und wir werden in der Liegen-
schaftsverwaltung alles nochmals systematisch Uberprifen. Es wird dabei zu Kiindigungen
kommen, weil Leute die Kriterien nicht mehr erfiillen. Es ist die politische Absicht des Ge-
meinderats, gunstigen Wohnraum denjenigen Personen zur Verfligung zu stellen, die aus
wirtschaftlichen Griinden auf solchen angewiesen sind. Wir werden beim Aufgleisen des Pro-
zesses in Zukunft geschickter vorgehen und darauf achten, dass wir belebte Quartiere mit
einer hohen sozialen Durchmischung haben. Aus diesem Grund wollen wir auch das Modell
prifen, dass Menschen in den Wohnungen bleiben und dafir mehr Miete bezahlen.

Beschluss
Die Interpellantin Fraktion SP/JUSO ist mit der Antwort teilweise zufrieden.
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4 Dringliche Interpellation Fraktion BDP/CVP (Martin Schneider, parteilos): Umset-
zung des Integrationsartikels 17 in Berns Schulen — mit Vollgas in die Wand?

Geschéaftsnummer 09.000140 / 09/101
- Der Stadtrat stimmt dem Antrag auf Diskussion zu (54 Ja, 1 Nein). -

Interpellant Martin Schneider (parteilos): ,Der Gedanke der Integrativen Schule durchdringt
das gesamte Bildungssystem der Stadt Bern, ist die Antwort auf unsere gesellschaftlichen
Bedingungen und tragt bei zur gegenseitiger Achtung, Toleranz und mehr Chancengerechtig-
keit.“ Dieser Satz stammt aus den Visionen zum Integrationskonzept der Stadt Bern. Diesem
Satz kann die BDP/CVP-Fraktion voll und ganz zustimmen. Integration heisst, aus vielen Ein-
zelteilen ein Ganzes zu machen, das mehr ist als die Summe seiner Teile. Ich méchte beto-
nen, dass es mir nicht darum geht, die Integration zu torpedieren, sondern darum, sie endlich
ernst zu nehmen. In diesem Punkt verstehe ich einiges bis sehr vieles der gemeinderétlichen
Antwort nicht. Ich versuche nun, etwas Klarheit in diese Fragen und Antworten zu bringen.
Punkt 1: Es ist wahr, dass momentan nicht sechs Schulmodelle existieren, es sind mehr. Es
ist so, dass jeder Schulkreis in eigenem Tempo verschiedene Dinge aufgleist. Von Einigkeit
kann nicht gesprochen werden und der Gestaltungsspielraum der einzelnen Kreise ist riesig.
Es gibt alles, von Kleinklassen, Uber integriertes Arbeiten zu gar keine Kleinklassen. Es herr-
schen chaotische Zustande. Punkt 2: Ich entnehme der Antwort des Gemeinderats, dass seit
zwei Jahren an diesem Integrationskonzept gearbeitet wird. Warum ist es noch nicht fertig?
Gleichzeitig sind die Schulen bereits daran etwas umzusetzen beziehungsweise am Versu-
chen etwas umzusetzen, das es noch nicht gibt. Die Kommunikation zwischen Projektgruppe,
Begleitgruppe und Basis ist sehr mangelhaft. Punkt 3: Ich dachte, auf eine Interpellation krie-
ge man Antworten und keine Ausweichmanéver. Es gibt keine Antwort des Gemeinderats auf
die Frage, warum Bern kein externes Projektmanagement hat. Punkt 4: Wir stehen vor einem
Paradigmenwechsel. Das Bild der Lehrpersonen andert sich vollig. Da tut eine richtige Schu-
lung Not. Nach dem Gesprach mit vielen verschiedenen Lehrkraften kann ich sagen, dass
sich diese in allen Schulkreisen tberhaupt nicht vorbereitet fihlen. Ein Grund dafir ist sicher,
dass schwierige Situationen nicht theoretisch eingelbt oder vorweggenommen werden kon-
nen. Da braucht es praktische Ubung. Ich besuchte gestern den letzten Teil einer Fortbildung
zum Thema integrativ Unterrichten. Zum Schluss sagte der Kursleiter der PH: ,Nach 15 Stun-
den ist nun Schluss. So sieht die Integration der Stadt Bern aus und das war’s.“ Wenn das
sogar die Ausbildenden sagen, ist einiges im Argen. Punkt 5: In Matthdus 5 Vers 37 heisst es:
,Seine Rede sei: Ja, ja; nein, nein. Alles andere ist von Ubel.“ Ich muss wohl nicht mehr dazu
sagen. Punkt 6: Die Antwort darauf war mir schon beim Schreiben der Frage klar. Beim The-
ma Integration gibt es aber keinen Preis fur die Schnellsten, sondern einen Preis fur die
Nachhaltigsten. Erziehungsdirektor Pulver betont immer wieder, dass dieser Wechsel, den wir
gerade vollziehen, in kleinen Schritten vorangehen soll. Gut gemeint ist meistens das Gegen-
teil von gut und mir kommt hier sehr vieles sehr gut gemeint vor. Damit Integration gelingen
kann, braucht es klare Strukturen und Grenzen. Die Natur ist dafiir das beste Beispiel: Das
perfekte Gleichgewicht dank knallharter Regeln. Ich hoffe, dass wir den Weg in die Richtung
einer integrativen Einheitsschule gehen, die dem Individuum wirklich Rechnung tragt und ge-
recht werden kann, damit wir auf unser Schulmodell stolz sein kénnen.

Fraktionserkldarungen
Corinne Mathieu (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: Der Grundsatz der Integration wurde 2001

vom Kanton beschlossen. Die definitive Umsetzung hat lange auf sich warten lassen, aber
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nun sind wir soweit. Wir gehen mit dem Interpellanten einig, dass die Umsetzung des Integra-
tionsartikels ein Paradigmenwechsel ist. Die SP unterstitzt die Ziele des Artikels ohne wenn
und aber. Es geht in der vorliegenden Interpellation aber nicht um den Grundsatz, sondern
um die Umsetzung in den stadtischen Schulen. Dass der Stadt in Zukunft weniger Ressour-
cen zur Verfugung stehen, ist zu bedauern. Der Abbau der Speziallektionen begann schon vor
einiger Zeit und ist eine vom Kanton beschlossene Umverteilungsmassnahme. Glicklicher-
weise konnte die Stadt in der Zwischenzeit darauf hinwirken, dass die Speziallektionen inner-
halb des Kantons durch den so genannten Sozialbelastungsindex verteilt werden. Insgesamt
handelt es sich um einen Abbau von genau 231 Lektionen. Die noch verbleibenden 3300 Lek-
tionen werden auch stadtintern nach dem Sozialbelastungsindex verteilt. Die in der Interpella-
tion gemachte Aussage, es entstiinden in den sechs Schulkreisen sechs verschiedene Integ-
rationsmodelle, stimmt so nicht. Es ist zwar richtig, dass die einzelnen Schulkreise in der Um-
setzung einen gewissen Handlungsspielraum haben, aber dieser ist sehr eng definiert. Die
kantonalen sowie die stadtischen Vorgaben miissen eingehalten werden. Wir finden es grund-
satzlich positiv, dass sich jeder Schulkreis von Grund auf mit dem Thema beschéaftigt und
eigene ldeen entwickelt. Aufgrund der historisch gewachsenen Strukturen kann man nicht alle
Schulkreise Uber einen Leisten schlagen, die Bedirfnisse der Schiilerinnen und Schiiler sind
unterschiedlich. Es ist auch nicht wahr, dass die Schulleitungen und -Kommissionen praktisch
auf sich alleine gestellt sind. Es finden regelmassig Koordinationssitzungen mit den Schullei-
tungen der einzelnen Schulkreise statt, zudem hat das Schulamt im Jahre 2005 eine Reihe
von Vortrdgen zum Thema Integration organisiert. Seit Langem weiss man, dass die Umset-
zung des Integrationsartikels auf uns zukommt und die Stadt hat sich gut vorbereitet. Eine
Projektorganisation ist schon seit einiger Zeit definiert, bevor aber der Grosse Rat definitiv
entschieden hatte, konnte die Stadt Bern nicht beginnen. Ein externes Projektmanagement ist
schlicht nicht nétig. Die Stadt hat im Gegensatz zu kleineren Gemeinden genligend eigene
Ressourcen. Es stimmt, dass man in den einzelnen Schulkreisen unterschiedlich weit ist. Die
Projektziele und der Zeitplan sind aber definiert und allen bekannt. Es besteht die Mdglich-
keit, Pilotprojekte fur die Umsetzung des Integrationsartikels auf Kosten des Kantons durch-
zufuhren, und diese wurde auch genitzt, zum Beispiel von der Lorraine.

Der Beruf der Lehrkrafte verandert sich schon seit LAngerem. Einzelkdmpfer sind schon lange
nicht mehr gefragt, unabhangig vom Integrationsartikel. Selbstverstandlich nehmen wir die
Angste und Unsicherheiten der einzelnen Lehrpersonen ernst. Ohne sie ist eine Umsetzung
nicht mdglich und es ist auch aus unserer Sicht wichtig, dass die Lehrkrafte so gut wie mdg-
lich unterstitzt und die notwendigen Ressourcen zur Verfigung gestellt werden. Ein Weiter-
bildungsangebot muss vorhanden sein, aber auch genutzt werden. Dies ist vor allem Aufgabe
des Kantons.

Wir unterstitzen die Forderung nach einem einzigen Schulmodell in der Stadt Bern, sofern wir
dasselbe Modell meinen. Wenn nur ein Schulmodell, so sicher Twann. Das zurzeit geltende
Schulreglement sieht die Mdglichkeit von drei verschiedenen, durchlassigen Modellen vor und
das sollte eigentlich auch so bleiben. Bei Twann als einzigem Modell wirden wir aber mithel-
fen. Die Verlangerung des Umsetzungszeitrahmens macht wenig Sinn, denn das wiirde die
Umsetzung unnétig verzégern. Eine solche Verzdgerung wirde nichts bringen, am wenigsten
den Schilerinnen und Schilern. Zudem ist das Jahr 2010/2011 als Ubergangsjahr gedacht. In
diesem Jahr soll das Funktionieren der neuen Organisation getestet und allfallige Unebenhei-
ten ausgeglichen werden. Voll zum Tragen wird die Umsetzung erst im Jahre 2011/2012
kommen, wenn auch der Kanton die definitive Umsetzung definiert hat. Das ist die Deadline.
Ich bin sehr erstaunt, dass jemand, der an dieser Umsetzung direkt beteiligt ist, derart pole-
misch Dinge behauptet, die einer ndheren Uberpriifung nicht standhalten. Wir sind uns doch
einig: Die Umsetzung des Integrationsartikels soll gewéhrleisten, dass jedes Kind gemass
seinen individuellen Bedirfnissen geférdert wird und das moéglichst in der Regelschule.
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Susanne Elsener (GFL) fur die Fraktion GFL/EVP: Die Antwort des Gemeinderats ist durftig.
Ich hatte den Eindruck, dass das Thema und die Fragen nicht willkommen und wichtig sind.
Die Fragen kommen von der Basis. Wie kann es der Gemeinderat wagen, diese Bediirfnisse
und Fragen nicht ernst zu nehmen und nicht richtig zu beantworten? Die Umsetzung des In-
tegrationsartikels geht im Moment noch ziemlich an der Basis vorbei. Sie wird kaum einbezo-
gen und sehr schlecht informiert. Die Ablehnung der Integration wird in vielen Kopfen, gerade
bei Regelklassenlehrer, immer starker. Es herrscht Verunsicherung und Wut in den Lehrer-
zimmern. Diese Realitat wird verdrangt. Ein Beispiel flr einen angemessenen Umgang ist das
Modell St. Johann aus Basel, von dem ich im Gesprach mit Frau Hansenberger zum ersten
Mal horte und das ich genial finde. Die Frage 1 wird vom Gemeinderat nicht beantwortet. Zur
Antwort 2: Kommuniziert wurde dieses Integrationskonzept nie. Ich hdrte auf Seiten der
Schulleitungen nichts davon. Dies liegt soweit ich weiss vor allem an der Begleitgruppe, die
den letzten Schritt der Kommunikation, den zur Basis, einfach unterlassen hat. Zur Frage 3:
Die Schulleitungen der Kleinklasse A waren in dieser Begleitgruppe vertreten, hatten aber zu
wenig Einflussmdglichkeiten und hatten selbst den Eindruck zu wenig angehért und falsch
interpretiert worden zu sein. Die Kleinklassenlehrpersonen mussen keine Angst um ihre Jobs
haben. Diese werden am ehesten eine Stelle haben. Die Ablehnung der Abschaffung der
Kleinklassenschulleitungen und -Kommission hat wahrscheinlich dazu gefihrt, dass alle unse-
re Beitrage wie Kassandrarufe verhallen. Die Antwort zur Frage 4 bleibt rein theoretisch, da-
bei waren hier klare Vorgaben ein Muss und in der Kompetenz des Gemeinderats. Auch bei
der Frage 5 zieht sich der Gemeinderat aus der Verantwortung. Einzig die Frage 6 ist zumin-
dest klar beantwortet. Diese Art der Antworten macht engagierte Lehrpersonen der Basis wu-
tend. Sie nimmt die BedUrfnisse, Angste und Aussagen nicht wahr und nicht ernst. Der Ge-
meinderat muss in einigen Fragen noch einmal Uber die Blcher, denn eine solche Antwort
kénnen wir nicht akzeptieren. Der Gemeinderat ware gut beraten, die Basis nach ihren Erfah-
rungen und Einschatzungen zu befragen, anstatt sie in dieser Form herunterzuputzen.

Cristina Anliker-Mansour (GB) fir die Fraktion GB/JA!: Die Kinder werden nicht schwieriger,
die sozialen Umstande haben sich verdndert. Gemass Nationalfondsprogramm 52 ist jedes
funfte Kind in der Schweiz von Armut betroffen. Der Mangel an finanziellen Mitteln, der feh-
lende Zugang zu o6ffentlichen und privaten Dienstleistungen sowie zu einer kulturell berei-
chernden Freizeitgestaltung erschwert ihre Zukunftsperspektiven, besonders betroffen sind
Kinder unter sechs Jahren. Einkommensarmut der Eltern riihrt oft von einer prekaren Situati-
on auf dem Arbeitsmarkt her. Diese Situation tritt am haufigsten bei Alleinerziehenden und
Migranten auf, was sich wiederum bei der Entwicklung der Kinder zeigt. Seit dem Jahr 2001
wissen die Schulen im Kanton Bern, dass der Integrationsartikel umgesetzt werden muss. Mit
dem Integrationsartikel versucht man die ungerechte Zuweisung der Kinder in die Kleinklas-
sen und dementsprechend Benachteilungen von Schiilerinnen und Schilern, vor allem von
Migrantenkindern, zu mindern. Gemass Bildungsforschung haben die Kleinklassen die Funkti-
on einer Entlastung der Volksschule bekommen. Kinder, die diesen Platzen zugewiesen wer-
den, erhalten keinen ihren Bedirfnissen entsprechenden Unterricht. Die Stadt Bern hat auf-
grund eines Gesuchs beim Kanton mehr Ressourcen fir die Umsetzung des Integrationsarti-
kels bekommen, als ihr aufgrund der Quote zustehen wirden. Die Schulung der Kinder in
einer Kleinklasse ist teuer. Diese Mittel kdnnten gezielter eingesetzt werden. Zu Punkt 1: Fir
uns macht es Sinn, dass jeder Schulkreis anhand seiner Gegebenheiten einen Gestaltungs-
spielraum bekommt. Zu Punkt 4: Ich habe hier 13 Doppelseiten der PH Bern mit Weiterbil-
dungskursen zum Thema Integration im System Schule. Soviel ich weiss, ist die Lehrerschaft
bei einem 100% Pensum verpflichtet, 60 Stunden Weiterbildungskurse zu besuchen. Die
Themen kénnen frei gewahlt werden. Ich kenne Lehrerinnen und Lehrer, die sich seit Jahren

833



Protokoll Nr. 15 | Stadtratssitzung, 14. Mai 2009

mit dem Thema Integration auseinandersetzen. Praktische Erfahrung erreicht man nur durch
eigene Praxis. Deshalb ist es wichtig, jetzt mit der Umsetzung anzufangen. Zu Punkt 5: Die
integrativen Schulmodelle Spiegel und Twann haben sich bewdhrt. Im Hinblick auf die Umset-
zung des Integrationsartikels sind Erfahrungen mit integrativen Modellen auch auf der Ober-
stufe unabdingbar. Zu Punkt 6: Wir unterstiutzen den vorgegebenen Umsetzungszeitraum vom
Gemeinderat, verstehen aber die Lehrerschaft und ihre Angste. Die Integration darf kein
Sparprogramm sein. Die Integration von Kindern mit besonderen Bedirfnissen in die Regel-
klasse ist so umzusetzen, dass die Férdermassnahmen, wie der Spezialunterricht in und aus-
serhalb der Klasse, in genigendem Masse gesichert sind. Das Know-how der Heilpddagogin-
nen und -padagogen sowie der Speziallehrkrafte muss auf jeden Fall erhalten und transferiert
werden.

Jimy Hofer (parteilos) fur die Fraktion SVPplus: Ich bin kein Spezialist in Schulfragen. Aber
wenn ich diese Fragen und Antworten lese, verstehe ich gar nichts mehr. Die Antworten soll-
ten doch etwas aussagen und informativ sein. Ich habe festgestellt, dass diese Antworten
etwas — ein Lehrer wirde sagen — ,schludrig’ sind und ich konnte damit nicht viel anfangen.
Interpellationen werden vom Gemeinderat nach meiner Feststellung nicht sehr ernsthaft ge-
pruft und beantwortet. Haufig sind die Interpellanten nicht zufrieden mit den Antworten und oft
gehen die Antworten nicht genug weit. Es scheint hier sehr viele Unklarheiten zu geben und
ich hatte ausfuhrlichere und genauere Antworten erwartet.

Pascal Rub (FDP) fur die Fraktion FDP: Die FDP ist von dieser Antwort enttduscht. Eine Stadt
von der Grosse Berns braucht ein Schulmodell und ein Integrationskonzept und nicht sechs.
Wir kénnen von den Arbeitnehmern nicht verlangen, dass sie standig flexibler werden und
wenn sie dann umziehen, missen sie sich an eine neues Schulmodell gewdhnen. Genauso
wenig kdnnen wir es von den Arbeitgebern verlangen, dass sie sich standig in neue Konzepte
und Projekte eindenken. Es braucht hier endlich eine Kontinuitat. Dies war in der Schweiz
bisher das Erfolgsmodell und wir sollten das nicht gefahrden. Die Antwort des Gemeinderats
zeigt vor allem, dass wir das Thema Integration nicht der Verwaltung Uberlassen dirfen. Der
Stadtrat muss seine Verantwortung wahrnehmen und zwar am 4. Juni, wenn hier das Schul-
reglement besprochen wird.

Edith Olibet, Direktorin BSS, fur den Gemeinderat: Eine integrative Schule ist eine zentrale
Voraussetzung fir mehr Chancengleichheit. Dieser Gedanke liegt auch dem Integrationsarti-
kel zugrunde. Die Umsetzung dieses Integrationsartikels ist ein Schulentwicklungsprozess.
Und zwar ein Schulentwicklungsprozess, den man nicht von heute auf morgen erreichen
kann, der eine gewisse Zeit braucht. Der Integrationsartikel ruft seit 2001 bei der Lehrerschaft
Angste hervor, weil man nicht weiss, was da auf einen zukommt. Die Stadt Bern hat den Auf-
trag des Kantons wahrgenommen und ein Integrationskonzept gemacht. Dem Integrations-
konzept fehlen nur noch zwei Elemente, die aber fur die Schulen selbst nicht relevant sind. Es
handelt sich dabei um gesamtstadtische Angebote, die man neu kreiert. Das sind einerseits
die Intensiv- und Aufbaukurse fiir Schilerinnen und Schiler mit ungenigenden Deutsch-
kenntnissen und andererseits die Angebote zur Fdrderung von intellektuell ausserordentlich
begabten Kindern. In der Erarbeitung des Integrationskonzepts haben wir ein sehr partizipati-
ves Verfahren gewahlt. Die Leiterin des Schulamtes ist eine in Projektmanagement sehr gut
ausgebildete Frau. Wir brauchen kein externes Projektmanagement, sondern haben selbst
genug professionelle Ressourcen. Daneben haben wir externe Fachleute auf ihren Gebieten
beigezogen, um maoglichst viele Ressourcen und Kenntnisse im Projekt zu nutzen. Haben die
Interpellanten denn nicht bei den Schulleitungen selbst nachgefragt? Alle Konzepte, Visionen
und Leitsatze waren bei Schulleitungen und Schulkommissionen in der Vernehmlassung. Wir
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sind bei Weitem nicht die Schnellsten bei der Umsetzung, sondern sind uns dieser Verantwor-
tung und der Grdsse des Paradigmenwechsels sehr wohl bewusst und haben aus diesem
Grund das Schuljahr 2010/2011 ausgewahlt. Schon heute arbeiten die Regelklassen integrativ
und es findet ein individualisierter Unterricht statt. Jetzt wird diese Arbeit gewollt verstarkt. In
den Koordinationssitzungen unter der Leitung der Schulamtsleitung pflegen wir den Erfah-
rungsaustausch, behalten aber auch die Umsetzung an den einzelnen Schulen mit Blick auf
die kantonalen und stadtischen Richtlinien immer im Auge. Innerhalb dieses Rahmens gibt es
einen gewissen Handlungsspielraum, um den sozialen Strukturen der einzelnen Schulkreise
Rechnung zu tragen. Wir sprechen von geleiteten Schulen. Es braucht Eckwerte und Rah-
menbedingungen, aber innerhalb dieser Bestimmungen sollen die Schulkreise entsprechend
ihren Bedirfnissen und im Interesse der Schiilerinnen und Schiler ein geeignetes Modell fin-
den. Das ist die Idee der geleiteten Schulen. Bis zur Einflhrung dauert es noch 15 Monate
und bis jetzt haben in allen Schulkreisen Weiterbildungen stattgefunden. Wir widmeten zwei
Schulleitungstagungen dem Thema Integration, weil wir wissen, wie zentral dieses Projekt ist.
Vorangehen bei der Umsetzung des Integrationskonzepts missen aber die Fihrungspersonen
der einzelnen Schulkreise selbst. Das ist ihre Aufgabe. Wir haben darauf geachtet, dass man
Lehrkrafte mit speziellen Ausbildungen immer in die Umsetzungsgruppen einbezog. In der
Steuerungsgruppe ist die Prasidentin der Kommission fir Kleinklassen und Spezialunterricht
vertreten. Es ist eine Herausforderung fiir die Schulen und der Paradigmenwechsel 16st Angs-
te aus. Man muss sich darauf gut vorbereiten und das wird auch gemacht. Es ist mir ein gros-
ses Anliegen, dass dieser Wechsel so gut wie moéglich vorbereitet wird. Wir wollen eine inte-
grative Schule, denn es braucht mehr Chancengleichheit.

Beschluss
Die Interpellantin Fraktion BDP/CVP ist mit der Antwort nicht zufrieden.

5 Motion Edith Leibundgut (CVP): Ausbau von Spielgruppen férdern und Zugang
fur soziookonomisch benachteiligte Familien erleichtern

Geschaftsnummer 08.000299 09/067

Gemeinderatsantrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion abzulehnen; er ist jedoch bereit, den
Vorstoss als Postulat entgegen zu nehmen.

Bern, 11. Marz 2009

Motionarin Edith Leibundgut (CVP): Die vorliegende Motion dient der frihzeitigen Integration
von Kindern aus bildungsfernen Schichten. Schauen wir die Integration der Kinder in die Ge-
sellschaft an, dirfen wir nicht bei Krippenplatzen Halt machen. Krippenplatze dienen in erster
Linie erwerbstatigen Eltern als Betreuungserganzung. Dass Krippenstrukturen zunehmend
auch zu Integrationszwecken von benachteiligten Familien verwendet werden, ist nicht ziel-
fuhrend und ich bin damit nicht einverstanden. Daraus entspringt der Inhalt der vorliegenden
Motion. Spielgruppen verfolgen seit jeher ein anderes Ziel als Krippenstrukturen. Sie fokus-
sieren nicht auf die Betreuung, sondern auf die Entwicklung der Kinder. Die vorhandenen,
meist intakten, natirlichen Ressourcen der Kinder sollen friihzeitig entwickelt und noch vor
dem Eintritt in Kindergarten und Schule geférdert werden. Durch mangelnde Erfahrungs- und
Lernmaoglichkeiten in einem benachteiligten Umfeld wird nur allzu oft ein riesiges Potential an
Lebenschancen vergeben, wie ich es im Westen Berns immer wieder beobachten kann. Wert-
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volle und intakte Grundvoraussetzungen kommen langerfristig nicht zum Tragen, weil sich
niemand spezifisch um die Entwicklung des Kindes kimmert. Unz&hlige Kinder bleiben damit
weit hinter ihren persdnlichen Mdéglichkeiten zuriick und kénnen ihre Fahigkeiten nur begrenzt
ausschopfen. Eltern, die ihren Kindern bewusst Entwicklungsmadglichkeiten erdéffnen wollen
und sich das finanziell leisten kdnnen, finden hier in Bern problemlos den Zugang zu passen-
den Angeboten. Die Stadt leistet sehr viel umfassende und wertvolle Arbeit. Anders sieht es
bei bildungsfernen Schichten und Eltern, die die Landessprache nicht in geniigendem Masse
verstehen, aus. Hier sind die Schwellen, bestehende Angebote zu nutzen, oft sehr hoch. So
bleibt der Zugang zu Spielgruppen vielen Kindern verschlossen, die Uber Entwicklungspoten-
tial verfigen. Eine solche Praxis dient niemandem. Es ist eines der zentralen Ziele der vorlie-
genden Forderungen, den Kindern dieser Stadt ungeachtet ihrer sozialen Herkunft von Anfang
an gute Startbedingungen zu ermdéglichen. Eltern, die die Kosten flir einen Spielgruppenplatz
nicht aufbringen kénnen, sollen unterstitzt werden. Die Beitrage fir einen Spielgruppenmor-
gen belaufen sich nur auf einen Zehntel der Kosten fiir einen Krippenplatz. Zudem sind Spiel-
gruppen seit jeher explizit auf die Bedlrfnisse der Kinder zugeschnitten und nicht auf einen
Bedarf der Eltern. Ausserdem finden sie in einem Rahmen statt, der dem Kindergarten ahnlich
ist, was den Ubergang und den Eintritt in die Schulstufe erleichtert. Dass in unserer Stadt
Spielgruppenplatze fehlen, zeigt nicht nur das Projekt Primano. Den Evaluationsbericht von
2012 abzuwarten, wie es der Gemeinderat vorschlagt, bedeutet, dass wahrend mehreren Jah-
ren weiterhin die Krippen zu einem hohen Preis die notwendige Integrationsarbeit erbringen
muissen, wahrend die restlichen Kinder gar keinen Zugang zu vorschulischen Angeboten fin-
den. Sorgen wir dafur, dass die Kinder unserer Stadt von Anfang an kompetent auf ihrem Weg
in die Gesellschaft begleitet werden.

Fraktionserklarungen

Miriam Schwarz (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: Fruhférderung vor dem Kindergarten ist aner-
kannterweise die beste Prophylaxe gegen sprachliche, soziale und gesundheitliche Defizite,
die Kinder und Jugendliche spater in der Schule, im Beruf und damit in ihren Lebenschancen
behindern kénnten. Deshalb gilt es, mit einem breiten Handlungsansatz einerseits jedem ein-
zelnen Kind die besten Startmdglichkeiten zu geben und andererseits fur die zukinftige Wirt-
schaft und Gesellschaft qualifizierte Arbeitskrafte und mindige Birgerinnen und Birger zu
sichern. Wenn jedoch entgegen den OSZE-Empfehlungen das Bildungspotential im vorschuli-
schen Bereich nicht ausgeschopft wird, weder was die Sprachentwicklung noch was die Ver-
besserung von Gesundheit, sozialer Kompetenz und wichtigen Grundfertigkeiten anbelangt,
so wird auf eine grosse und wahrscheinlich die wichtigste Chance zur Férderung der sprachli-
chen Sozialentwicklung verzichtet. Das ist umso bedenklicher, weil sich diese Situation neu-
erdings wieder verschlechtert. Auch die eidgendssische Kommission fur Migrationsfragen hat
sich mit diesem Thema befasst und moéchte es in eine Gesamtstrategie frihkindlicher Betreu-
ung, Bildung und Erziehung einbinden. Diese Perspektive ist auch in Bezug auf die Sprach-
forderung einzusetzen. Die Frihférderung soll fur alle méglich sein. So wird der interkulturelle
Austausch geférdert und damit die besten Voraussetzungen fir eine gelingende Integration
geschaffen. Es wird den integrationspolitischen Anliegen Rechnung getragen und die Entwick-
lung der Kinder im Hinblick auf Chancengerechtigkeit optimal geférdert. Wir sind stolz auf
Primano, das Pilotprojekt der Stadt Bern. Andere Stadte und Kantone profitieren bereits von
unseren Erfahrungen. Die SP/JUSO-Fraktion unterstitzt diese Motion, damit moglichst viele
Kinder von Frihférderungsangeboten profitieren kénnen.

Emine Sariaslan (GB) fur die Fraktion GB/JA!: Fiur das Vorschulkind steht das Spiel im Zent-
rum seines Lebens. Spielend lernt es sich und seine Umwelt kennen und macht dabei standig
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neue Erfahrungen. Kinder in diesem Alter sind sehr entdeckungsfreudig und von einer unein-
geschrankten Kreativitat. Der engste Familienkreis genigt ihrem Entdeckungsdrang nicht
mehr und es drangt sie, diesen flr neue ausserfamilidre Erfahrungen zu verlassen. Eine Még-
lichkeit dazu sind Spielgruppen. Diese orientieren sich an den Bedlrfnissen der Kinder und
an deren Entwicklungsgrad. Spielgruppen sind ein soziales Erfahrungsfeld. Die Kinder lernen
dort, ihren eigenen Platz innerhalb einer Gruppe Gleichartiger zu finden, sich zu behaupten,
Ricksicht zu nehmen, sich gegenseitig mit Starken und Schwachen zu akzeptieren, einander
zu helfen, auf einander zu horen, aber auch streiten und wieder Frieden schliessen. Fiir Kin-
der ab drei Jahren hat die Spielgruppe einen wichtigen Platz in der Frihférderung, speziell
auch fur eine gute Integration sozial benachteiligter oder fremdsprachiger Kinder. Das Projekt
Primano richtet sich an Kinder und deren Eltern mit dem ahnlichen Ziel, Kinder friih zu for-
dern. Das Konzept von Primano ist aber anders als das der Spielgruppe. Teilnehmende Kin-
der werden in ein 18-monatiges Hausbesuchsprogramm aufgenommen. Durch speziell aus-
gebildete Laienhelferinnen aus der gleichen sozialen Schicht wie die Mutter erhalten diese in
der ersten Phase Anleitung, Hilfe und Unterstitzung beim Aufziehen ihrer Kinder und lernen,
ihnen Anreize zu setzen. Die Eltern sind von Anfang an eng eingebunden, damit das Konzept
der frihen Intervention ein Teil des familiaren Alltagslebens wird. Im Konzept von Primano
steht der folgende Satz: ,In einer zweiten Phase des Projekts werden die Kinder stetig in
Spielgruppen oder Kindertagesstatten gefordert. Wir méchten die Spielgruppe nicht gegen
Primano ausspielen. Beide Einrichtungen spielen eine relevante Rolle bei der Friihférderung,
daher nimmt die Fraktion GB/JA! die Motion an. Ich mdchte betonen, dass in verschiedenen
Studien festgehalten wurde, dass Kinderkrippen einen wichtigen Beitrag zur Friuhférderung
der Kinder leisten und deshalb missen die Kinder mit Migrationshintergrund und von sozial
benachteiligten Familien unabhangig von der Erwerbstatigkeit der Eltern Zugang zum famili-
enexternen Betreuungsangebot haben. Wir sollten die Institutionen nicht gegeneinander aus-
spielen, jede hat ihre eigene wichtige Funktion in der Frihférderung.

Barbara Streit-Stettler (EVP) fur die Fraktion GFL/EVP: Es ist eine alte Forderung der
GFL/EVP-Fraktion, dass es fir die Kinder im Vorschulalter mehr Férderung gibt. In diesen
jungen Jahren werden wichtige Weichen gestellt, die dariber entscheiden, wie sich die Kinder
spater entwickeln kénnen. Spielgruppen sind dabei ein wichtiger Mosaikstein. Die Kinder kén-
nen neue Fertigkeiten lernen, erste soziale Kontakte knipfen und spielerisch die hiesige
Sprache und Kultur lernen. Wir unterstitzen diese Motion gerne und sind auch dafur, den
Besuch von Spielgruppen zu férdern. Der Kernsatz dieser Motion ist fir uns, dass man den
Zugang zu den Spielgruppen verbessern will. Schon jetzt gibt es sehr viele Spielgruppen in
der Stadt Bern, die professionelle Angebote machen. Den soziodkonomisch benachteiligten
Familien fehlt aber oft der Zugang zu diesen Angeboten. Dies kann verschiedene Grinde
haben; dass sie nicht Uber die Angebote informiert sind, dass sie nicht wissen, warum Forde-
rung im Vorschulalter wichtig ist oder finanzielle. Wir wollen nicht, dass die Stadt bei Annah-
me dieser Motion eine riesige Organisation an stadtischen Spielgruppen aufzieht. Wir méch-
ten, dass auf das vorhandene Angebot zurlickgegriffen und hochstens erganzend in den
Markt eingegriffen wird. Wir méchten auch nicht, dass es wie bei den Kitas Spielgruppen ge-
ben wird, die von der Stadt subventioniert werden und daneben die privaten. Bedlrftige Fami-
lien sollten direkte finanzielle Unterstiitzung erhalten, damit ihre Kinder eine Spielgruppe be-
suchen kénnen. Zu einem besseren Zugang zu den Spielgruppen gehdért auch, dass die In-
formation Uber die Angebote verbessert wird, beispielsweise darlUber, dass es bei der Fach-
stelle fir Kinderbetreuung eine zentrale Informationsstelle flir Spielgruppen gibt. Wenn wir
dieser Motion zustimmen, méchten wir damit gezielt und direkt bedirftige Familien unterstit-
zen, das bereits vorhandene Angebot zu nutzen.
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Dieter Beyeler (SD) fur die Fraktion SVPplus: Die vorliegende Motion stellt zwei Forderungen.
Einerseits ein flachendeckendes Angebot von Spielgruppen in der Stadt Bern, was Neuerdoff-
nungen an verschiedenen Standorten nicht ausschliesst. Andererseits wird ein Ausbau der
bestehenden Spielgruppen gefordert, das heisst mehr Zeit und somit mehr Personal und mehr
Platz. Punkt 3 ist eine klare Aufforderung an die Stadt, mehr Geld zu bezahlen, um die betref-
fenden Familien zu unterstiutzen. Dabei fehlt fur uns eine klar definierte Angabe oder Ein-
kommensgrenze bis zu welcher Familien berlcksichtigt werden sollen. Die Motion weist dar-
auf hin, dass die Stadt Bern eine der einzigen Schweizer Stadte ist, die die Spielgruppen jahr-
lich finanziell unterstiitzt. Bei einer Uberweisung der Motion wiirde der Bogen iberspannt und
die Stadt misste ein nicht abschatzbares finanzielles Abenteuer eingehen. Zu Recht weist der
Gemeinderat auf die angespannte finanzielle Lage der Stadt hin. In diesem Sinne finden wir
es sinnvoll, die Resultate des Pilotprojekts Primano und deren Auswertung abzuwarten. In
einer Zeit der wirtschaftlichen Unsicherheit sollten keine solchen Projekte gestartet werden.
Es wird Zeit, dass wir uns entscheiden, was wir wollen. Wir haben ein hochsubventioniertes
Kunst- und Kulturangebot und jetzt will man auch noch die sozialen Leistungen erhéhen. Fir
eine Stadt, die kein Steuerparadies ist, ist das nicht opportun. Will man das auch noch, brau-
chen wir mehr Steuereinnahmen. Wir wirden dem Vorstoss zustimmen, wenn es sich um ein
unverbindliches Postulat handeln wiirde. Unabhéngig von der Uberweisung dieser Motion,
gibt es anscheinend auch hier viele verschiedene Fdorderungsmodelle. Die Stadt sollte daflr
sorgen, dass diese gebulndelt und vereinfacht werden.

Christoph Zimmerli (FDP) fur die Fraktion FDP: Meine knapp dreijahrige Tochter Johanna ist
jeweils begeistert, wenn sie einmal pro Woche die so genannte ,Sgiu“-Gruppe, wie sie den
.Eltern-Kinder Treff* in der ,Bruder Klaus Kirche® nennt, besuchen darf. Es ist vollig unbestrit-
ten, dass Spielgruppen tolle Einrichtungen sind. Ich frage mich aber, aus welchem Grund es
zusatzliche Strukturen und Vorschriften braucht, es gibt doch schon geniigend Angebote. Ei-
ne finanzielle Unterstitzung in unbestimmtem Ausmass ist doch gar nicht zwingend notwen-
dig. Der Treff in der Bruder Klaus Kirche kostet pro Besuch gerade Mal einen Franken und
nicht mehr. Warum immer sozio6konomisch benachteiligte Familien bemihen und damit die
Bevdlkerung meines Erachtens ohne notwendigen Anlass kategorisieren? Alleine im Stadtteil
4 gibt es 41 Institutionen fur die Kleinkinderférderung, da ist doch ein Ausbau nicht nétig. Was
in der Motion verlangt wird, ist gut gemeint, aber Uberflissig. Ein Stiick Eigenverantwortung
darf auch im Bezug auf Spielgruppenbesuch verlangt werden. Ich bin es Leid, dass immer das
Thema der Integration bemiht wird, auch Eltern fremder Herkunft sind mindig genug, um ihre
Kinder entsprechend zu férdern und gute Eltern zu sein. Aus diesem Grund lehnt die FDP
diesen Vorstoss als Motion ab, ist aber bereit, ihn als Postulat zu unterstitzen.

Michael Képfli (GLP) fir die Fraktion GLP: Die GLP anerkennt den grossen volkswirtschaftli-
chen und sozialen Nutzen von Spielgruppen. Auch wir sind stolz auf das Pilotprojekt Primano,
das schweizweit eine Vorreiterrolle einnimmt und mdchten sozio6konomisch benachteiligten
Kindern den Besuch einer Spielgruppe ermdéglichen. Wir unterstiitzen aber das empfohlene
Vorgehen der Gemeinderatin Olibet. Pilotprojekte machen nur dann Sinn, wenn man sie eva-
luiert und erst danach definitiv einfihrt. Wenn wir diese Motion heute tUberweisen, hat das fur
die Stadt vollig ungewisse finanzielle Folgen. Wir bitten die Motionarin, den Vorstoss in ein
Postulat zu wandeln oder punktweise abzustimmen, dann wirden wir den Punkt 2 unterstit-
zen.

838



Protokoll Nr. 15 | Stadtratssitzung, 14. Mai 2009

Einzelvotum

Rolf Zbinden (PdA): Es gibt wohl keine nachhaltigere gesellschaftliche Aufgabe als die Forde-
rung von Kindern. Nirgends wirft die Investition 6ffentlicher Gelder einen gréosseren gesell-
schaftlichen Nutzen ab. Hier haben wir Gelegenheit in diesem Sinne einen Schritt zu tun. Die
Spielgruppen sind ein Ort unter anderen, wo Kinder mit unterschiedlichen familiaren, kulturel-
len und sozialen Hintergriinden gemeinsam wichtige Erfahrungen sammeln kénnen. Ich warne
aber davor, einzelne dieser Orte der frihkindlichen Forderung gegeneinander auszuspielen.
Die Spielgruppen stehen nicht in Konkurrenz zu irgendwas, sondern sind eine wichtige Er-
ganzung und entsprechen bestimmten Bedirfnissen und einer bestimmten Form von Férde-
rung. Vom Gemeinderat werden wir auf das Jahr 2012 verwiesen, auf die Auswertung des
Pilotprojekts. Sollen wir uns auf spater vertrgsten lassen, wenn der Gemeinderat doch gleich-
zeitig einraumt, die férdernde Wirkung von Spielgruppen und anderen Frihférderungsangebo-
ten sei bereits heute wissenschaftlich nachgewiesen? Der Gemeinderat weist auf die Finanz-
situation der Stadt hin, ein Joker, der sich fir beziehungsweise gegen vieles verwenden lasst.
Ist uns diese Form der Forderung von Kindern wirklich nicht mehr Wert als bisher? Die PdA
unterstutzt das Anliegen der Motionarin als wichtiges bildungs- und sozialpolitisches Zeichen
im richtigen Moment.

Beschluss
Der Stadtrat erklart die Motion erheblich (43 Ja, 17 Nein, 3 Enthaltungen).

6 Motion Andreas Zysset (SP) vom 15. August 2002: Sport 2010 — fiir die Spitze
und fur alle; Fristverldangerung

Geschéaftsnummer 02.000326 / 09/066
Gemeinderatsantrag
1. Der Stadtrat nimmt Kenntnis vom Bericht des Gemeinderats zur Motion Andreas Zysset
(SP): Sport 2010 — fir die Spitze und fur alle; Fristverlangerung.
2. Er stimmt einer Fristverlangerung zur Erfullung der Motion bis zum 28. Februar 2011 zu.
Bern, 11. Marz 2009
Beschluss
Der Stadtrat stimmt der Fristverlangerung um zwei Jahre bis zum 28. Februar 2011 zu.

Die Sitzung wird um 19.00 Uhr unterbrochen.

Namens des Stadtrats
Der 1. Vizeprasident: Urs Frieden

Die Protokollfihrerin: Ursina Walchli
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Prasenzliste der Sitzung 20.30 bis 22.45 Uhr

Vorsitzend
Prasident Ueli Haudenschild

Anwesend

Hans Peter Aeberhard
Michael Aebersold
Cristina Anliker-Mansour
Rania Bahnan Bliechi
Vinzenz Bartlome
Giovanna Battagliero
Thomas Begert
Henri-Charles Beuchat
Dieter Beyeler

Lea Bill

Manfred Blaser

Peter Buhler

Conradin Conzetti
Rithy Chheng

Dolores Dana
Bernhard Eicher
Susanne Elsener
Tania Espinoza

Urs Frieden
Jacqueline Gafner Wasem
Thomas Gottin

Claude Grosjean
Guglielmo Grossi

Entschuldigt
Peter Bernasconi
Kathrin Bertschy
Anastasia Falkner
Regula Fischer

Vertretung Gemeinderat
Reto Nause SUE

Entschuldigt
Alexander Tschappat PRD

Ratssekretariat
Annina Jegher, Ratssekretarin
Barbara Waelti, Protokoll

840

Beat Gubser
Leyla Gul

Erich J. Hess
Kurt Hirsbrunner
Beni Hirt

Jimy Hofer

Ueli Jaisli

Stefan Jordi
Ruedi Keller
Daniel Klauser
Michael Kopfii
Vania Kohli
Annette Lehmann
Edith Leibundgut
Daniela Lutz-Beck
Ursula Marti
Corinne Mathieu
Claudia Meier
Christine Michel
Patrizia Mordini
Erik Mozsa
Philippe Muller
Nadia Omar

Jan Fluckiger
Simon Glauser
Natalie Imboden

Edith Olibet BSS

Stéphanie Penher
Pascal Rub

Rahel Ruch

Hasim Sancar
Emine Sariaslan
Daniela Schéafer
Martin Schneider
Rolf Schuler
Miriam Schwarz
Tanja Sollberger
Hasim S6nmez
Barbara Streit-Stettler
Luzius Theiler
Martin Trachsel
Aline Trede

Gisela Vollmer
Nicola von Greyerz
Béatrice Wertli
Thomas Weil
Markus Wyss

Rolf Zbinden
Christoph Zimmerli
Beat Zobrist

Mario Imhof
Peter Klinzler
Peter Wasserfallen

Barbara Hayoz FPI Regula Rytz TVS

Stadtkanzlei
Beat Roschi, Ratsweibel Jirg Wichtermann

Hanni Reut, Telefondienst
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Traktandenliste

Traktanden Nrn. 11, 12, 13 und 14 werden gemeinsam behandelt.

7 Interfraktionelles Postulat SP/JUSO, GB/JA! (Ruedi Keller, SP/Hasim Sancar,
GB): Reitschule — Koordination der Aktivitaten der einzelnen Direktionen tut Not!

Geschaftsnummer 08.000356 / 09/055

Gemeinderatsantrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, das Postulat erheblich zu erklaren.

Bern, 24. Februar 2009
Fraktionserklarungen

Philippe Miiller (FDP) fir die FDP-Fraktion: Dieses unverbindliche rot-grine Postulat be-
zweckt einzig ein Zurechtbiegen der Realitat, indem u.a. behauptet wird, die Reitschule habe
einen klar bezeichneten Kreis von Ansprechpersonen, was nachweislich unrichtig ist. Be-
zeichnenderweise wurde dieses Postulat eingereicht, nachdem der runde Tisch mit Regula
Mader schon existierte. Hiermit soll der nachtraglich legitimiert werden. Die Regierungsstatt-
halterin Regula Mader mischt einmal mehr mit. Sie avanciert immer mehr zur sechsten Ge-
meinderatin, der Vierten von Rot-Griin. Sie betatigt sich hier in einem Bereich, der klar in der
Kompetenz des Gemeinderates und der Stadtverwaltung liegt und nicht im Kompetenzbereich
einer Kantonsangestellten. Zudem ist es ein Bereich, in dem sie vielleicht sogar Uber eine
Beschwerde gegen einen Gemeinderat entscheiden musste. Derartige Vermischung von Ge-
walten und Instanzen findet statt, weil es so schdn ins rot-griine Konzept passt. Solches wur-
de im Kanton Bern im letzten Jahrhundert eigentlich abgeschafft. Damals beurteilten Untersu-
chungsrichter Falle als Richter, die sie selber vorgerichtlich untersucht hatten. Im Zuge der
zivilisatorischen Entwicklung befand man zu Recht, dies bedeute Befangenheit der Richter.
Solches Vorgehen wird beim rot-grinen Gemeinderat mit der Kollegin Regula Mader wieder
eingeflhrt.

Dieses unverbindliche Postulat bringt nichts. Zur Thematik Reitschule gab es bereits zahlrei-
che runde Tische, die alle keine Resultate brachten. Vom Gemeinderat vernehmen wir die
Standardausrede zur Untatigkeit, die da heisst: Wir missen die Ergebnisse des runden Ti-
sches abwarten. Immerhin anerkennen SP und GB/JA! das bestehende Sicherheitsproblem.
Ein weiterer Bericht dndert nichts am Status quo. Im Sinne der Ratseffizienz verzichten Sie
besser auf solche Alibipostulate, anstelle der Diskussionsverweigerungstaktik zu eingereich-
ten Interpellationen. Unsere Fraktion lehnt das Postulat ab.

Michael Kopfli (GLP) fur die Fraktion GLP: Wir lehnen das Postulat auch ab. Allerdings liegen
unsere Grinde anders als bei der FDP. Es stimmt, dass die Reitschule eine Gruppe klar be-
zeichneter Ansprechpersonen gegenuber der Stadtverwaltung bildete. Das ist zu begrussen.
Dabei handelte die Reitschule nicht freiwillig, sondern aufgrund der bereits Uberwiesenen
Motion des Ratskollegen Erik Mozsa. Im Unterschied zur FDP unterstiutzen wir das Vorgehen
der Stadt, die Regierungsstatthalterin Regula Mader in der Funktion als Ansprechperson fir
die IKuR einzusetzen und die gesammelten Erfahrungen spater zu evaluieren. Dies wird zei-
gen, ob das gewahlte Vorgehen tatsachlich sinnvoll ist. Wir finden die Uberweisung dieses
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Postulates zum heutigen Zeitpunkt falsch. Es ist Sache des Gemeinderates und der zustandi-
gen Stellen der Stadtverwaltung ihre Vorgehensweise bei der Kommunikation mit der Reit-
schule festzulegen. Es geht nicht an, dass die Reitschule Privilegien erhalt, nur weil sich in
der Vergangenheit die Zusammenarbeit mit den Behdrden als nicht einfach erwies. Es darf
nicht sein, dass unkooperatives Verhalten zu Sonderrechten fihrt. Es hatte zur Folge, dass
die Verantwortlichen der Reitschule auch in Zukunft ausschliesslich mit dieser Person zu-
sammenarbeiten und kommunizieren, was wiederum Ausfluchtmodglichkeiten bei kinftigen
Problemen eroffnet. Wir vertrauen darauf, dass der Gemeinderat und die zustandigen Stellen
das richtige Vorgehen wahlen. Wenn das in diesem Postulat skizzierte Vorgehen demjenigen
des Gemeinderates entspricht, sehen wir darin kein Problem. Wir erwarten, dass die Verant-
wortlichen der Reitschule ihre Auflagen erfiillen, um die Zukunft der Kulturinstitution Reitschu-
le zu gewahrleisten. Wir lehnen das Postulat ab, weil es ein falsches Signal setzt. Bei einer
punktweisen Abstimmung werden wir Punkt 1 Gberweisen.

Susanne Elsener (GFL) fur die Fraktion GFL/EVP: Die Wichtigkeit einer Ansprechperson zeig-
te sich am Beispiel von Pinto. Die Mitarbeitenden von Pinto wurden bei der Reithalle be-
spuckt, beschimpft und durch Anrufe auch im Privatleben bedroht. An die Erfillung ihrer
Kernaufgaben im Bereich rund um die Reitschule war nicht mehr zu denken. Diese missliche
Situation kehrte sich von dem Zeitpunkt an um, als diese Gesprache aufgenommen wurden.
Die Pinto-Einsatze konnten wieder stattfinden. Zur Gewahrleistung der Kommunikation sind
klar bezeichnete Ansprechpersonen fir die Reitschule eminent wichtig. Und umgekehrt mus-
sen von deren Seite Ansprechpersonen fur die Stadt definiert sein, d.h. namentlich (mit richti-
gem Namen) und Telefonnummer. Aus diesem Grund unterstitzen wir dieses Postulat.

Martin Schneider (parteilos) fur die Fraktion BDP/CVP: Die Uberwiesene Motion von Erik
Mozsa sorgt bereits fur Klarheit in der Frage wer, wie, wo und mit wem kommuniziert. Des-
halb finden wir dieses Postulat obsolet und lehnen es ab.

Erich J. Hess (JSVP) fir die Fraktion SVPplus: Zuerst sind zwei Fehler im zweiten Abschnitt
des Postulattextes zu korrigieren, da misste richtigerweise der Satz stehen: ,Rund um und in
der Reitschule missen in nachster Zeit verschiedenste Probleme angegangen und geldst
werden.“ Es bestehen Riesenprobleme um die Reitschule herum, aber eben auch drinnen. Die
Linken und die Reitschule sehen, dass die zustande gekommene Reithalleninitiative Druck
ausubt und Handlungsbedarf besteht. Ausser ein paar Lippenbekenntnissen wird aber alles
beim Alten bleiben. Etwaige Verbesserungsmassnahmen wirden nicht Uber die Volksabstim-
mung hinaus dauern. Hier wird blosse Augenwischerei betrieben. Wir lehnen alle Teilpunkte
des Postulates ab. Die Reithalle darf gegenliber anderen Gastrobetrieben nicht bevorzugt
werden. Jeder Betreiber eines Gastrobetriebes muss selber mit der Verwaltung verhandeln
und Problemlésungen erarbeiten. Es kann nicht sein, dass die Probleme der Reitschule an
eine Amtsperson der Stadt delegiert werden und die Verantwortlichkeit an dieser hangen
bleibt.

Es gibt nur eine Lésung fir diese Reithalle: Die Schliessung und Raumung mit anschliessen-
dem Verkauf an den Meistbietenden, wie es die Initiative fordert. Nur auf diese Weise wird der
Schandfleck Reitschule entfernt.

Postulant Ruedi Keller (SP) fir die Fraktion SP/JUSO: Sprechen wir Uber dasselbe Postulat?
Es wurden Dinge gesagt, die so nicht im Postulat stehen. Auch ist unklar, ob wir Gber diesel-
be Reitschule sprechen. Nach Aussage der Stadt ist die Reitschule ein Kulturbetrieb und nicht
allein ein Gastronomiebetrieb. Mir ist sogar unklar, ob wir im gleichen Stadtrat sitzen, denn
unser Postulat wurde eingereicht, bevor Regula Mader fiir die ihr zugeteilte Funktion bestimmt
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war. In der Vergangenheit fungierte der ehemalige Kulturverantwortliche der Stadt freiwillig
als Koordinator. Christoph Reichenau sorgte fur die korrekte Weiterleitung der Aufgaben, die
in die Bereiche aller funf Direktorien fielen. Seit seiner Pensionierung ist die Aufgabe der
neuen Kulturverantwortlichen ausschliesslich flir die Kultur klar eingegrenzt. So drangt sich
die Suche nach einer Person fur diese komplexe Koordinationsaufgabe auf. Es bedeutet kein
Privileg, sondern eine Normalitdt zu wissen, an wen man sich wenden kann, um zu erfahren,
wie eine Aufgabe oder ein Problem anzugehen ist. Hier muss eine Koordinationsfunktion
wahrgenommen werden. Wie die Stadt diese einldst, schreiben wir nirgends vor. Wir fordern
keinen runden Tisch, sondern nur klar bestimmte Ansprechpartner seitens der Stadt. Das
Postulat ist unbedingt zu Gberweisen. Da Regula Mader erklarterweise eine Ubergangslésung
fir diese Funktion darstellt, sind wir der Uberzeugung, dass die endgiiltige Lésung im Postu-
latsbericht erbracht wird.

Postulant Hasim Sancar (GB) fur die Fraktion GB/JA!: Es ist nicht verstandlich, warum dieses
Postulat bestritten ist. Dies bedeutet, gewisse Leute interessieren sich nicht fir eine Reit-
schule, die gut funktioniert und sich mit der Stadt koordiniert.

Die Reitschule ist ein Kultur- und Begegnungsort und gehort langst zum Kulturplatz Bern.
Viele junge Menschen frequentieren die Reitschule, besuchen kulturelle Veranstaltungen,
treffen sich und tauschen untereinander Erfahrungen aus. Die Reitschule funktioniert auch als
soziale Institution. In der Reitschule wird viel freiwillig gearbeitet und grosses Engagement in
Projekte investiert. Auch finden Menschen, die sonst eher von der Gesellschaft ausgeschlos-
sen sind, Zugang zur Reitschule, wo sie sich ohne Konsumzwang aufhalten kdnnen. Die Reit-
schule erfillt damit auch eine zentrale gesellschaftliche Funktion der Integration von margina-
lisierten Personen.

Weil Christoph Reichenau nicht sofort ersetzt wurde, konnte die Zusammenarbeit der Stadt
mit der Reitschule eine Weile nur minimal funktionieren, was auch Folgen hatte. Die Stadt
versuchte zuerst, die Schuld an den unerwinschten und tragischen Ereignissen auf die Reit-
schule abzuschieben. Sie erkannte dann aber doch die Defizite auf ihrer Seite und bestimmte
als Ubergangslésung Regierungsstatthalterin Regula Mader als Ansprechperson fir IKuR,
Stadtverwaltung und Kantonspolizei. Wir begrissen diesen Schritt sehr. Es zeigt sich, dass
die Koordination seither gut funktioniert. Winschenswert ware diese Zusammenarbeit weiter
zu entwickeln. Wir hoffen, dass die positiven Erfahrungen mit der Ubergangsldsung in die
Strukturen der beiden Seiten und deren Zusammenarbeitsformen einfliessen werden. Eine
Ablehnung dieses Postulates macht keinen Sinn.

Der Vorsitzende Ueli Haudenschild: Laut dem Votum von Michael Koépfli ist die punktweise
Abstimmung zu diesem Postulat beantragt.

Beschluss

1. Der Stadtrat erklart Punkt 1 erheblich (44 Ja, 22 Nein).

2. Der Stadtrat erklart Punkt 2 erheblich (41 Ja, 26 Nein).

3. Der Stadtrat erklart Punkt 3 erheblich (40 Ja, 27 Nein, 1 Enthaltung).

Michael Koépfli (GLP): Unserer Meinung nach ist das Postulat bereits umgesetzt und deswe-
gen obsolet. Wir beantragen die Antwort des Gemeinderates als Prifungsbericht zu verab-
schieden.

Postulant Ruedi Keller (SP): Der Gemeinderat bestreitet diese Umsetzung und bezeichnet die

momentane Situation als Ubergangslésung. Das Postulat ist nicht umgesetzt und der Bericht
kann nicht abgeschrieben werden.
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Postulant Hasim Sancar (GB): In der Antwort schreibt der Gemeinderat, dass die Situation im
Jahr 2009 ausgewertet werden soll und das weitere Vorgehen zu bestimmen sei. Von daher
sind wir abhangig von einem neuen Prifungsbericht.

Beschluss
Der Stadtrat lehnt die Antwort des Gemeinderates als Prifungsbericht ab (28 Ja, 40 Nein).

8 Interfraktionelles Postulat SP/JUSO, GB/JA!, GFL/EVP (Miriam Schwarz, SP/ Cris-
tina Anliker-Mansour, GB/Daniela Lutz, GFL): Pravention statt spatere Sozialhil-
feabhangigkeit von Jugendlichen

Geschaftsnummer 08.000371 / 09/048

Gemeinderatsantrag
1. Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, das Postulat erheblich zu erklaren.
2. Die Stellungnahme gilt gleichzeitig als Prifungsbericht.

Bern, 18. Februar 2009

Beschluss
Der Stadtrat erklart das Postulat stillschweigend erheblich.

Postulantin Miriam Schwarz (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: Das vom Kanton beschlossene
Case Management (CM) muss jetzt umgesetzt werden. Die Stadt soll auf den Kanton hinsicht-
lich dessen rascher Umsetzung Druck austben, damit Jugendliche in schwieriger Zeit maxi-
male Unterstiitzung bekommen und nicht in langfristige Abhangigkeit von der Sozialhilfe gera-
ten. Das hilft nicht nur bei der Kosteneinsparung, sondern bietet Jugendlichen die Unterstut-
zung, welche ihre Integration in Wirtschaft und Gesellschaft optimal ermdglicht. Mittels des
Kompetenzzentrums Arbeit und den bestehenden Angeboten sind die Strukturen bereits vor-
handen, in die das CM eingebettet werden kann. Dieses soll mit den anderen arbeitsmarktli-
chen Massnahmen fur Jugendliche, wie inizio oder Motivationssemester, eng verknlpft wer-
den. Wir erwarten vom Gemeinderat intensive Bemihungen um die baldige Umsetzung und
einen Vorschlag, worin er aufzeigt, mit welchen Schritten und Interventionen dies erfolgt. Das
Thema kann nicht dem Zufall, sprich dem Kanton, Uberlassen werden. Wir erwarten die un-
verzugliche Inangriffnahme der notwendigen Planung und Sicherung der dafiir notwendigen
Finanzierung durch den Kanton. Die Krise wird sich deutlich auch auf die Jugendlichen aus-
wirken. Dem ist entsprechend entgegen zu wirken, damit nicht die Jungen fur die Krise bezah-
len mussen, die eine andere Generation verursacht hat. Wir beantragen die Ablehnung dieses
Prufungsberichts.

Postulantin Daniela Lutz-Beck (GFL) fur die Fraktion GFL/EVP: Wir verdanken dem Gemein-
derat die kurze Antwort und freuen uns auf einen zukiinftigen Postulatsbericht. Die erhaltene
Antwort greift nicht richtig und wir verlangen eine ausfuhrliche Antwort auf die im Postulat
gestellten Fragen, insbesondere mit Bezug auf die vorhandenen Strukturen und Ressourcen.
Welche Institutionen Gbernehmen nun tatsachlich die Fihrung in der ganzen Organisation und
fuhren das CM durch? Diese Frage bleibt offen. Wir fordern die fallige Umsetzung dringend
ein. Es handelt sich nicht um ein Problem, das erst heute aufgetaucht ist und erst heute ent-
sprechende Massnahmen verlangt. Die betroffenen Kinder und Jugendlichen stecken haufig
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in einer Problematik, der wir uns gar nicht bewusst sind. Sozial benachteiligte Jugendliche
verfugen nicht GUber dasselbe Netzwerk, wie wir das unseren Kindern geben kénnen und wie
selbstverstandlich anwenden. Dieses Netzwerk kann nur Uber Institutionen, die neutral fungie-
ren angeboten werden, da bietet sich dieses CM an. Die Lehrstellensuche ist das eine, ein
Netzwerk baut sich nur auf, wenn man im Berufsleben steht. Nach der Lehre fasst in der Be-
rufswelt oftmals nur Fuss, wer Uber ein ausgebautes Netzwerk verfugt. Diesen Schritt kann
man nur erreichen, wenn man nach der Lehre eine ausbildende Berufserfahrung machen
kann. Fir mich als Arztin bedeutet es auch, dass ein CM, das den Namen verdient, dringend
notwendig ist. Das Risiko der Langzeitarbeitslosigkeit stellt gerade bei Jugendlichen ein gros-
ses Risiko fur Folgegesundheitsschadigungen dar, die eine spatere Integration in den Ar-
beitsmarkt massiv erschweren und verteuern. Bitte lehnen Sie diesen Bericht vorlaufig ab und
stellen Sie sich auf einen zuklnftigen Bericht ein.

Postulantin Cristina Anliker-Mansour (GB) fur die Fraktion GB/JA!: Ohne Massnahmen werden
wir gemass Prognose eine Jugendarbeitslosigkeit von 9% haben. Dies betrifft nicht nur Ju-
gendliche ohne Ausbildung, sondern auch solche, die keine Berufserfahrung mitbringen oder
den Ubergang in die Arbeitswelt nicht schaffen. Ein Lehrabschluss kann vor Armut bewahren.
Eine angemessene Begleitung wahrend und nach der Lehre kann die Lehrabbruchsquote
senken und Jugendlichen beim Ubergang in die Arbeitswelt sehr nitzlich sein. Meine Fraktion
lehnt den Bericht ebenfalls ab, wir schliessen uns der Argumentation der Vorrednerinnen an.
Wir wiinschen einen Prifungsbericht, der Klarheit in der Sache bringt und unsere Fragen be-
antwortet. In seiner Postulatsantwort betont der Gemeinderat, es gebe betreffend CM einiges
zu klaren. Die Kompetenzarbeit muss in der Lage sein bei rasch dndernden Bedurfnissen zu
reagieren. Allenfalls missen wir bereit sein Geld zu sprechen, um die im Postulat erwadhnten
Massnahmen durchzufiihren. Bitte folgen Sie unseren Erwagungen.

Fraktionserklarungen

Tanja Sollberger (GLP) fur die Fraktion GLP: Wir unterstiitzen das Postulat sehr und sind mit
den Strategien und Zielen der Direktion soweit einverstanden. Indem wir den Prufungsbericht
zuriickweisen, wollen wir dem Gemeinderat die Chance geben, die Projekte und Ideen zu
konkretisieren und uns in einem Jahr darliber zu berichten.

Erich J. Hess (JSVP) fur die Fraktion SVPplus: Ich empfehle den Postulatsbericht zu Uberwei-
sen und abzuschreiben. Lehrlings- und Ausbildungsplatzforderung ist wichtig. Wir bendtigen
viele Ausbildungsplatze. Die bekommen wir aber nicht auf die im Postulat beschriebene Wei-
se. Wir erreichen sie, indem Steuern, Gebuhren, Abgaben und Blrokratie abgeschafft wer-
den. Die hier vorgeschlagenen Massnahmen bringen keine hohe Anzahl von Lehrstellen.

Direktorin BSS Edith Olibet fir den Gemeinderat: Kontinuitdt vom Eintritt der Schulerinnen
und Schiller in die Ausbildung zum anschliessenden Ubergang ins Erwerbsleben, also der
Erlangung eines Arbeitsplatzes, ist eine wichtige Forderung des Postulates. Zu diesem Zeit-
punkt kédnnen wir nicht mehr sagen, wenn der Stadtrat mehr wissen will, werden wir in einem
Jahr gerne Bericht erstatten.

Beschluss
Der Stadtrat lehnt die Antwort des Gemeinderates als Prifungsbericht ab (18 Ja, 48 Nein).

845



Protokoll Nr. 15 | Stadtratssitzung, 14. Mai 2009

9 Interpellation Rolf Zbinden (PdA): Notbremse fiir die anmassende Offentlich-
keitsarbeit von PINTO

Geschaftsnummer 08.000363 / 09/056
- Die Diskussion wird nicht verlangt. -

Interpellant Rolf Zbinden (PdA): Wenn die Leitung von Pinto gegenliber der Presse den Satz
,Wird die Szene aufgeldst, sind auch die Dealer weg“ dussert, wissen wir dank der Antwort
des Gemeinderates jetzt immerhin, wer solche Plattitiden zu verantworten hat. Informations-
dienst, Generalsekretariat BSS, Leiter Jugendamt, Leiterin Koordinationsstelle Sucht, Kan-
tonspolizei — da staunt der Laie. Noch mehr erstaunen die folgenden in der Antwort zu lesen-
den Satze: ,Diese Auskunfte (...) sind korrekt und entsprechen der stadtischen Drogenpolitik.®
oder ,Der Gemeinderat sieht deshalb keine Veranlassung in Bezug auf die Kommunikation im
Drogenbereich (...) etwas zu unternehmen.” So tdnt es, wenn diejenigen durchstarten, die in
den vergangenen Monaten mit ihrer Informationspolitik zum Leidwesen der direkt Betroffenen,
der Abhangigen und Betreuenden keinen Fettnapf ausliessen. Die PdA nimmt die Antwort des
Gemeinderates sehr ernst, sie ist ein Teil des Problems.

Beschluss
Der Interpellant ist mit der Antwort nicht zufrieden.

10 Postulat Fraktion GB/JA! (Hasim Sancar, GB/Lea Bill, JA!): Was hat Police Bern
gebracht? Zwischenbilanz aus der Sicht der Stadt Bern

Geschaftsnummer 08.000330 / 09/090

Gemeinderatsantrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, das Postulat erheblich zu erklaren.

Bern, 1. April 2009

Beschluss
Der Stadtrat erklart das Postulat stillschweigend erheblich.

- Traktanden Nrn. 11, 12, 13 und 14 werden zusammen behandelt. -
11 Interpellation Fraktion SP/JUSO (Corinne Mathieu, SP): Police Bern — Welche
Bilanz zieht der Gemeinderat nach einem Jahr Einheitspolizei?

Geschéaftsnummer 08.000331 / 09/044

- Der Stadtrat stimmt dem Antrag auf Diskussion zu den Interpellationen Traktanden Nrn. 11—
13 zu (39 Ja, 22 Nein). -

Interpellantin Corinne Mathieu (SP): Danke dem Gemeinderat fur die klaren und klarenden
Worte auf meine Fragen. Nach den Ausserungen des kantonalen Polizei- und Militardirektors
war zu beflrchten, die stddtische Souveranitat sei definitiv verloren. Allerdings ist die Antwort
auf Frage 1 historisch nicht korrekt: Als ,Saubannerzug® wird der Aufbruch der Freischarler
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aus der Innerschweizer nach Genf im Jahre 1477 bezeichnet. Die Namensbezeichnung geht
zurick auf ein mitgefuhrtes Banner, das die dltere Geschichtsschreibung falschlicherweise als
Narrenbanner mit der Darstellung eines Schweins deutete. Tatsachlich war auf dem Banner
aber ein wilder Eber mit einem Kolben, ein Zeichen fir Unzufriedenheit, abgebildet. Ironi-
scherweise kam es bei diesem Zug in keiner Weise zu Vandalismus, obwohl heutzutage die
Bezeichnung ,Saubannerzug® als Synonym flr Vandalenakte wahrend Kundgebungen dient.
Soweit zum historischen Exkurs, demnach in der Stadt gar nie ein Saubannerzug stattfinden
kdnnte.

Die Ausfihrungen des Polizei- und Militardirektors anlasslich der Hauptversammlung der En-
tente Bernoise sind sozusagen der Héhepunkt in einer Reihe von polemischen Ausserungen
zum Verhaltnis von Kapo mit dem Stadt- und Gemeinderat im vergangenen Jahr. Interessan-
terweise war seit diesem Vorfall aus der Kantonsecke nichts mehr zu héren. Lasst dies auf
einen Lerneffekt schliessen? Die Bemerkungen des kantonalen Polizeidirektors beziglich der
damaligen Stadtpolizei und der politischen Fihrung durch die Stadt sind eine eigentliche
Frechheit. Regierungsrat Hans-Jirg Kéaser lasst hier jeglichen Anstand vermissen. Von ehe-
maligen Stadtpolizisten horte ich die Aussage, sie seinen bei Demos jetzt freier als vorher,
was wohl heissen mag: ,Uns schaut niemand mehr auf die Finger®. Die Stapo konnte damit
rechnen, dass ein negativ auffallendes Verhalten bei Demos ihrerseits im Stadtrat thematisiert
wurde. Das ist nun klar nicht mehr der Fall, denn im Kanton kiimmert sich die Politik nicht um
die Polizei, die nun willkiirlich walten kann. Wenn der Gemeinderat in seiner Antwort davon
spricht, dass vor allem die Schnittstellen zwischen strategisch-politischer und operativer Fih-
rung nicht einfach zu handhaben seien, ist das nicht erstaunlich. Diese Schnittstelle fuhrte
schon zu Zeiten der Stapo zu ewigen Diskussionen. Mit dem Ubergang zum Kanton verscharf-
te sich diese Problematik noch. Im Vorfeld der Abstimmung Uber die Teilrevision des Polizei-
gesetzes wies die SP deutlich darauf hin. In dieser Frage muss sich der Gemeinderat starker
ein- bzw. durchsetze. Er muss der politischen Position der Stadt in Zukunft mehr Nachdruck
verschaffen. Schliesslich sind wir diejenigen, welche die Leistungen der Kapo bestellen und
bezahlen, und das nicht zu knapp.

Zum Thema Ressourcenvertrag und Hohe der Abgeltungen: Erstaunlich ist Hans-Jurg Kasers
Behauptung, die Stadt bezahle zu wenig, noch vor der Publikation der Rechnung. Sie liegt
inzwischen vor, leider fehlen konsolidierte Zahlen. Der Grossrat genehmigt die Rechnung erst
im Juni. Sie liegt zwar Gber dem im Ressourcenvertrag festgelegten Betrag, aber im Ressour-
cenvertrag wurde festgehalten, spatestens nach zwei Jahren sei neu zu verhandeln, da befin-
den wir uns erst in der Halbzeit. Es ist begrissenswert, dass der Gemeinderat hier Klartext
redet. Es ist nicht ersichtlich, wieso die Stadtberner und Stadtbernerinnen fiir Leistungen der
Kapo pro Kopf mehr bezahlen als beispielsweise die Thuner oder Bieler. Offenbar gibt es so-
gar Gemeinden, die gar nichts bezahlen. Dass die Stadt auch mehr Leistungen beziehe, ist
zwar ein zutreffendes Argument. Die Stadt tragt aber als Kantonshauptort und Bundeshaupt-
stadt eine doppelte Zentrumslast. Zudem hat die Kapo etwas Mihe mit Zahlen, das weiss
man spatestens seit der Schlussabrechnung zur Euro 08. Zurzeit kann von Neuverhandlungen
des Ressourcenvertrages bzw. von Erhéhung der Abgeltung nicht die Rede sein, und wenn
verhandelt wird, ist das Resultat sicher ergebnisoffen. Fazit: Die Bilanz nach einem Jahr Ein-
heitspolizei fallt durchzogen aus. Mit diesem Konstrukt scheint niemand so richtig glucklich.
Wahrscheinlich auch nicht der Kanton, obwohl er es war, der die Einheitspolizei durchsetzte.
Wir werden uns weiter zur Polizei aussern, ob es den Beteiligten nun gefallt oder nicht.

Beschluss
Die Interpellantin Fraktion SP/JUSO ist mit der Antwort zufrieden.

siehe Fraktionserkldrungen zu den Traktanden 11,12, 13 und 14
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12 Interpellation Fraktion SP/JUSO (Ruedi Keller, SP): Police Bern: Wer kontrolliert
die polizeilichen Leistungen?

Geschaftsnummer 08.000332 / 09/043

Interpellant Ruedi Keller (SP): Selbstverstandlich sind wir flr ein gutes Sicherheitsniveau in
dieser Stadt, jedoch nicht ohne Einschrankungen. Wir wollen, dass kontrolliert wird, ob die
bestellten Leistungen erbracht werden, ob sie die erwarteten Resultate erbringen und ob de-
ren Weiterfuhrung Sinn macht. Ohne Kontrolle erlangen wir keine Klarheit dariber, was etwas
bringt, wie viel es kosten darf usw. Es ist ein normaler Vorgang, wenn der Besteller kontrol-
liert, dass die Leistung wie bestellt geschieht und die Resultate Uberprift — besonders wenn
es soviel Geld kostet wie die Polizei. Ohne derartige Kontrolle ist es einfach nur populistisch
mehr Polizei und mehr Geld fur Polizei zu fordern. Der Gemeinderat darf nicht in seiner Cont-
rolling-Resistenz verharren. Wir haben kein Verstandnis, dass er diese Aufgabe nicht angeht,
mit ein paar Kennzahlen ist es nicht getan. Es muss detailliert kontrolliert werden, damit auch
Birgerinnen und Burger Gewissheit dariiber haben, was gemacht wird und zu welchen Resul-
taten es fihrt.

Beschluss
Die Interpellantin Fraktion SP/JUSO ist mit der Antwort teilweise zufrieden.

siehe Fraktionserkldrungen zu den Traktanden 11,12, 13 und 14

13 Interpellation Fraktion SP/JUSO (Beat Zobrist, SP): Police Bern: Warum muss die
Stadtberner-Bevolkerung die Sicherheit fiir alle bezahlen?

Geschéaftsnummer 08.000333 / 09/041

Interpellant Beat Zobrist (SP): Wissen Sie, wieso 80% der Gemeinden im Kanton Bern flr die
Polizei nichts bezahlen? Wissen Sie, warum die Einwohner und Einwohnerinnen der Stadt
Bern am meisten fur die Polizei bezahlen? Die einzige logische und korrekte Antwort lautet:
Weil das immer schon so war. Erst hatten die Stadte eine eigene Polizei, flr die sie selber
zahlten. Dann sagte der Kanton, er Gbernehme die Stadtpolizei und die Beitrdge gingen nun
an die Kapo. Die Stadt Bern hatte immer schon den gréssten Bedarf an Verkehrsregelung, die
meisten Sportanldsse, Kulturanlasse, Ausstellungen, Nachtlokale und Demonstrationen. Die
Stadtbevodlkerung verursacht aber nicht mehr erhdéhten Polizeibedarf als Trubschachen, Wah-
lern oder Lyss, denn die Bewohnenden dieser Gemeinden kommen nach Bern zur Arbeit, um
ins Kino oder Theater zu gehen, zum Falschparkieren, um Sexlokale zu besuchen, um zu
saufen und zu raufen, um am YB-Match, zusammen mit Zirchern und Baslern zu randalieren
oder gemeinsam mit der ganzen Schweiz zu demonstrieren. Alle sprechen vom Verursacher-
prinzip. Soll das gerade hier nicht gelten? Die Stadt soll einfach fur alle zahlen, die hier ihre
negativen Spuren hinterlassen. Zudem schaffte der Kanton uns noch die Billettsteuer ab, die
war immerhin eine kleine Entschadigung dafir, was wir alles auffangen mussen. Zu den 80%
der Gemeinden, die Uberhaupt nichts bezahlen, gibt es die Theorie, dass diese nur die Basis-
leistungen beanspruchen und praktisch keine Polizei brauchen. Aber wer fahrt hin, wenn der
alkoholisierte Jingling mit dem Auto seines &alteren Freundes einen Frontalzusammenstoss
macht? Wer sperrt die Strassen, wenn im Oberaargau die Rubenchilbi, in Zaziwil die Rachete,
in Grosshochstetten das Bar- und Pub-Festival stattfinden? Wer kommt, wenn in Lauenen der
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Bauer mit dem Sturmgewehr auf die Familie losgeht, wenn in Gsteig gewilderte Luchse ent-
deckt werden? Mir kann niemand erzadhlen, die Leute dort seien weniger kriminell als die in
der Stadt. Das Verursacherprinzip wirde bedeuten, dass im ganzen Kanton dieselben Kosten
bezahlt werden. Der sogenannte Synergiegewinn, den der Gemeinderat beim Wechsel von
Stapo zu Kapo herausholte, kann nur ein Zwischenschritt gewesen sein. Die Tradition hat
ausgedient, alle sollen zahlen, die Kosten verursachen. Wir sind es Uberdrussig fur alle zu
zahlen, die hierher kommen, um die Sau rauszulassen. Laut der Antwort sieht es der Ge-
meinderat ja dhnlich wie wir. Wir erwarten von ihm das entsprechende Auftreten in den Ver-
handlungen mit der Kapo.

Beschluss
Die Interpellantin Fraktion SP/JUSO ist mit der Antwort zufrieden.

siehe Fraktionserkldrungen zu den Traktanden 11,12, 13 und 14

14 Interfraktionelle Motion GB/JA!, SP/JUSO (Franziska Schnyder/Catherine Weber,
GB/Giovanna Battagliero, SP) und Daniele Jenni (GPB) vom 23. November 2006:
Police Bern: Die gesetzliche Regelung ist unbefriedigend; Begriindungsbericht
(06.000312)

Fraktionserkldarungen zu den Traktanden 11,12, 13 und 14

Philippe Miiller (FDP) fur die FDP-Fraktion: Eigentlich mdchte ich diese SP-interne Diskussion
nicht unterbrechen. Ich bemerke hier nur, dass es in Bern viele gibt, die fir die Polizei auch
nichts bezahlen, vielleicht sollten Sie da ansetzen.

Rahel Ruch (JA!) fur die Fraktion GB/JA!: An den Antworten zu den verschiedenen Vorstos-
sen zu Police Bern fallen vor allem zwei Dinge auf: Einerseits wiederholt der Gemeinderat
stets, die Zusammenarbeit mit der Kapo laufe gut. Andererseits bedauert er aber, dass die
Stadt Bern viel mehr bezahlen muss, als andere Gemeinden und das Fehlen einer Om-
budsstelle. Wir vermissen aber konkrete Massnahmen und den Einsatz daflr. Unsere Fraktion
ist besorgt Uber die Effekte, die sich mit Police Bern ergaben. Im letzten Jahr gab es immer
wieder Entwicklungen, bei denen Police Bern selber Stadtpolitik betrieb. Beispielsweise in der
Auseinandersetzung um die offene Drogenszene bei der Schutzenmatte bestimmte offenbar
das Operative Uber das Strategische. Das ist gefahrlich, zumal Police Bern nicht legitimiert
ist, solche Entscheidungen zu treffen. Das sollte einzig die Aufgabe der gewahlten Behdrde
sein. Es zeigt, dass die Zusammenarbeit zwischen Stadt- und Kantonspolizei doch nicht so
gut spielt, wie behauptet. In schwierigen Situationen scheint der Gemeinderat gerne darauf
hinzuweisen, dass Polizeisachen in den Kompetenzbereich des Kantons fallen. Ein weiteres
Beispiel bietet die Anti-WEF-Kundgebung vom 19. Januar 2008, wo viele Leute verhaftet und
unter schlechten Bedingungen festgehalten wurden. Die Gemeinde versteckte sich mit dem
Hinweis, dies seien operative Angelegenheiten der Polizei, hinter dem Kanton. Auch bei der
Kundgebung der PNOS vom 8. Marz 2009, als die Rechtsextremen unbehelligt durch die
Stadt ziehen konnten, sah sich der Gemeinderat nicht verantwortlich. Die Kommunikation des
Gemeinderates und die ungenaue Aufteilung von operativen und strategischen Bereichen
macht es schwierig, mit den richtigen Kompetenzen ausgestattete Ansprechpersonen zu fin-
den. Weder Gemeinde- noch Regierungsrat Ubernehmen die Verantwortung flr derartige Ein-
satze. Unsere Fraktion fordert vom Gemeinderat sich fiir eine klare Aufgabenteilung einzuset-
zen. Das bedeutet, dass der Gemeinderat auch in operativen Fragen, die ja oft ins Strategi-
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sche Ubergreifen, wieder mehr Kompetenzen erhalt. Ebenfalls soll bei fehlender kantonaler
Ombudsstelle der Gemeinderat die Verhandlungen betreffend der Kostenabgeltungen und der
Beschwerdeablaufe wieder aufnehmen und fihren.

Hasim Sancar (GB) fur die Fraktion GB/JA!: Der zustandige kantonale Polizeidirektor hat mit
seiner Haltung und Aussagen, die nicht zu einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit passen,
bereits viel Stoff fir Arger geliefert. Die Interpellationen, die heute behandelt werden, weisen
auf eine Unzufriedenheit mit Police Bern hin.

Polizeidirektor Hans-Jlirg Kaser verlangt mehr Geld aus der Stadtkasse, bevor noch die Tinte
des Vertrages mit dem Kanton trocken ist. Dies, obwohl die Stadt Bern fir die Polizeileistun-
gen mit Abstand mehr Pro-Kopf-Pramien an den Kanton bezahlt, als andere Gemeinden. Pro
Einwohner bezahlt die Stadt Bern 231 Franken, wahrend Biel 187 Franken und Thun 88 Fran-
ken bezahlen. Es gibt Gemeinden, die kaum etwas bezahlen. Der Polizeidirektor argumen-
tiert, dass Sportveranstaltungen die Ressourcen der Police Bern liberbeanspruchen. Schauen
wir aber die Zahlen an, fallt auf, dass im Referenzjahr 2005 fast 26'000 Stunden geleistet
wurden, wahrend es im Jahr der Euro 08 nur 22'600 Stunden waren.

Mit dieser Haltung versucht der kantonale Polizeidirektor Wasser auf die Mihle seiner Partei
zu giessen, die mit ihrer Sicherheitsinitiative dem Kanton Geld zuschieben mdchte. Offenbar
ist die Stadt Bern nicht nur Hauptstadt und Wirtschaftsmotor des Kantons, sondern auch noch
dessen Milchkuh.

In seinen Antworten auf diverse Vorstdsse drlickt der Gemeinderat diplomatisch seine Unzu-
friedenheit in der Zusammenarbeit mit dem Kanton aus. Eigentlich erwarten wir vom Gemein-
derat klare Aussagen, anstelle der nichtssagenden Note ,grundséatzlich gut®. Wir begrissen,
dass der Gemeinderat beim Thema Vertragsverhandlungen mit dem Kanton auch von einer
Reduktion der stadtischen Beitrage spricht. Wir verstehen nicht, warum die Stadt Bern fir die
anderen Gemeinden bezahlen muss, obwohl andere Zentrumslasten seit Jahren nicht gerecht
ausgeglichen werden.

Nadia Omar (GFL) fir die Fraktion GFL/EVP zu Traktandum 14: Ist es uns allen nicht schon
einmal geschehen? Man ist zur falschen Zeit am falschen Ort, man ist falsch gekleidet, man
hat die falsche Hautfarbe, man parkiert falsch, Uberfahrt mit dem Fahrrad ein Rotlicht oder
man begeht tatsachlich ein Verbrechen — und wird dabei von einem Polizisten oder einer Poli-
zistin gesehen. Der oder die will nun Genaueres wissen. Man steht einer Uniform gegenuber:
Blau (steht fir Autoritat), ein Stock, eine Waffe, Stiefel und eine ernste Mine. Man ist froh,
wenn diese Uniform auch einen Namen tragt, der zeigt, dass ein Mensch darin steckt. Das ist
einerseits ein Schritt in Richtung des Bobbys, einem Polizisten als deinem Freund und Helfer,
einem hoffentlich sorgféaltig ausgebildeten Menschen in Uniform. Eine Vermenschlichung der
Staatsgewalt sozusagen, ein wichtiger deeskalativer Schritt. Andererseits stellt es eine Si-
cherheit fir den unbescholtenen Blrger dar, der manchmal trotzdem unter Generalverdacht
steht und sich dagegen zur Wehr setzen muss. Unsere Fraktion unterstitzt das Tragen eines
Namensschildes bei der Polizei und wir bedauern die defensive Antwort des Gemeinderates
sehr. Bei dieser Thematik insistieren wir deshalb.

Erich J. Hess (JSVP) fir die Fraktion SVPplus: Ohne dieses linke Kaffeekranzchen stéren zu
wollen, bringe ich eine Korrektur an. Die SP recherchiert offenbar schlecht: Bei meinem Unfall
war kein Stadtpolizist zugegen, sondern die Autobahnpolizei des Kantons. So wird von der
Seite her eben ausgeholfen, man kann nicht nur die eine Seite der Miinze betrachten.
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Einzelvotum

Philippe Miiller (FDP): Mit der Fusion sind die Ausgaben der Stadt fur die Polizei um 21%
gesunken. Seit 1990 nahmen Delikte gegen Leib und Leben um 500% zu. Der Ausdruck von
der ,Milchkuh® passt da nicht. Es gilt vielmehr in den Bereichen der Politik zu handeln, die der
Bevdlkerung wirklich etwas bringen. Mit unserer Initiative: Fir eine sichere Stadt Bern bleiben
wir am Thema dran. Wenn es der Gemeinderat nicht noch lange hinauszdgert, kommt sie bald
zur Abstimmung, vor der er verstandlicherweise Angst haben mag.

Direktor SUE Reto Nause fir den Gemeinderat: Zur Mechanik des Ressourcenvertrages: Wir
erhalten alle Leistungen der ehemaligen Stadtpolizei fir den Pauschalbetrag von rund
28 Millionen Franken. Das ist verglichen mit vorher ein fairer Preis, aber eine teure Angele-
genheit im Vergleich mit anderen Stadten und Gemeinden dieses Kantons. Es herrscht wenig
Blrokratie, im Bereich Controlling bestehen tatsachlich gewisse Liicken. Die operative Zu-
sammenarbeit 1duft gut: Belastungsproben wie die Euro 08 oder kritische Kundgebungen wur-
den gut gemeistert, die Sicherheit im Alltag ist gewahrleistet, die Kriminalstatistiken zeigen
keine markanten Veranderungen seit der Einfihrung von Police Bern. Der Austausch mit dem
Chef der Region Bern, Manuel Willi, klappt hervorragend. An dieser Stelle danke ich auch
dem Korps, das trotz des schwierigen Integrationsprozesses und Sonderanstrengungen moti-
viert und zupackend Dienst leistet.

Zu den Kosten: Mit 231 Franken pro Einwohner zahlt Bern den Hdchstbetrag. Als Zentrum
und Hauptstadt weisen wir spezielle Bedurfnisse auf. Wir werden aber in naher Zukunft einen
konstruktiven Dialog Uber Solidaritat im Sicherheitsbereich filhren missen. Der Vertrag hat
kein Ablaufdatum, er muisste aktiv von einer Partei gekindigt werden. Eine massgebliche
Veranderung bei den Rahmenbedingungen ware eine Voraussetzung zur Kindigung. Ende
2009 ist der friheste mogliche Kindigungstermin, allerdings mit einer zweijahrigen Frist. Das
bedeutet, ein neuer oder gednderter Vertrag trate fruhestens 2011 in Kraft.

Zu den Sicherheitskosten im Bereich des Sports: Dass diese massiv zunahmen, wird immer
wieder angefihrt. Auf kantonaler Ebene mag dem so sein, nicht aber in der Stadt Bern. Das
Jahr 2005 war die Basis fur die Vertragsverhandlungen. Der Polizeiaufwand in diesem Jahr
betrug 26°000 Stunden, im Jahr 2008 betrug er 22600 Stunden, ist also gesunken. Das be-
deutet, dass wir keine massgebliche Veranderung der Rahmenbedingungen geltend machen
kénnen, die irgendeine Neuverhandlung zur Folge hatte. Im Ubrigen weise ich darauf hin,
dass die Stadt sich hier ebenfalls engagiert, z.B. mit dem mobilen Zaun, den wir im Bereich
des Wankdorfstadions realisieren werden.

Im Controlling-Bereich besteht echter Handlungsbedarf. Es fehlt uns beispielsweise eine Zahl
zum Gesamttotal der auf stadtbernischem Boden erbrachten Leistungen, auch winschten wir
detaillierte Angaben zu den diversen Kategorien. Bei der Zwischenbilanz ist die Euro 08 ein
absoluter Sonderfaktor von grosser Tragweite. Dies wurde zwar beim Reporting bericksich-
tigt, es durfte aber klar sein, dass eine eindeutige Trennung schwierig war. Eine abschlies-
sende Bilanz zu Police Bern ist Ende 2009 mdglich. Der Gemeinderat ist deshalb bereit das
GB/JA! Postulat erheblich zu erklaren. Im Gegenzug bitten wir Sie um Annahme des Begrin-
dungsberichtes zu Traktandum 14.
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15 Interfraktionelle Motion SVP/JSVP, FDP mit CVP (Reto Nause, CVP/Beat Schori,
SVP/Philippe Miiller, FDP): Videoliberwachung zur Vorbeugung und Aufkldarung
krimineller Handlungen

Geschaftsnummer 08.000262 / 09/040

Gemeinderatsantrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion abzulehnen; er ist jedoch bereit, den
Vorstoss als Postulat entgegen zu nehmen.

Bern, 11. Februar 2009

Motionar Philippe Miller (FDP) fir die FDP-Fraktion: Mit diesem Vorstoss wird der Gemeinde-
rat aufgefordert ,den gezielten und den Datenschutz wahrenden Einsatz der Videouberwa-
chung in die Wege zu leiten®. Das ist bewusst sehr offen und zuriickhaltend formuliert, man
ldsst dem Gemeinderat alle Freiheit fur ein behutsames Vorgehen. In seiner Antwort nimmt
der Gemeinderat in der Sache selber nicht Stellung: Gegen Videolberwachung bringt er kein
Argument vor, einmal mehr will er warten und die Motion als unverbindliches Postulat Uber-
weisen. Er will warten, bis die Verordnung in sechs Wochen in Kraft tritt. Dabei ware das Ti-
ming jetzt ideal: Die Verordnung, also das Gesetz liegt vor, man kann jetzt tatig werden, um
im Sommer oder Herbst bereit zu sein. Die Antwort ist nicht befriedigend.

Um den gezielten und den Datenschutz wahrenden Einsatz der Videolberwachung in die We-
ge zu leiten, ist jetzt der richtige Moment, aber der Gemeinderat drickt sich. Wir brauchen
keinen Bericht mehr, es gilt jetzt zu entscheiden. Videouberwachung ist nicht das Allheilmittel,
das alle Probleme I6st. Wenn beispielsweise ein Vermummter eine Gewalttat begeht, nitzt
das Video nicht viel, der Einsatz unter den Lauben ist beschrankt wirksam und einen grossfla-
chigen Einsatz wollen wir auch nicht. Aber es gibt durchaus Stellen, wo Gefahr und Gefahr-
dung dadurch reduziert werden koénnen, so in der Passage zwischen Bollwerkbricke und
Bahnhofparking oder der dunklen Passage hinter dem Freudenbergzentrum, wo die Situation
durch Videolberwachung entscharft werden kann.

Zur Frage der Wandlung der verbindlichen Motion in ein unverbindliches Postulat: Ein Postu-
lat hat einen geringen Stellenwert fur den Gemeinderat. Diese Vorstdsse uUberweist man, ob-
wohl man dagegen ist, weil sie null Wirkung haben. Man schiebt sie auf die lange Bank und
macht alle paar Jahre wieder zu demselben Thema einen Bericht um es am Schluss doch
abzulehnen. Der Gemeinderat hat alle Grundlagen zur Entscheidung. Seit Jahren wird dar-
Uber diskutiert, der Gemeinderat will diese offene, behutsam und zahm formulierte Motion
einfach nicht Uberweisen. Bezeichnenderweise findet sich in der Antwort kein inhaltliches
Argument. Die Frage an den Stadtrat ist klar: Will man Videouberwachung, ja oder nein? Hat-
te der Gemeinderat wirklich nur Zeit gebraucht, hatte er ja die Frist verlangern kénnen, so wie
bei der Initiative ,Flir eine sichere Stadt Bern*. Diese Motion wird nicht gewandelt.

Fraktionserklarungen

Hasim Sancar (GB) fur die Fraktion GB/JA!: Der Titel dieser Motion ist trigerisch, weil er mit
Videouberwachung Vorbeugung und Aufkldrung krimineller Handlungen verspricht. Und der
Gemeinderat lenkt prompt ein, wenn er sich in der Antwort tendenziell fir eine Einflihrung
dieses Uberwachungssystems ausspricht.

Wir halten das aus folgenden Griinden fir fragwtrdig: 1. Die Erwartungen sind hoch und irre-
fuhrend. Videolberwachung ist kein Allheilmittel, obwohl sie von Sicherheitskraften und Poli-
tikern und Politikerinnen in der Sicherheitsfrage immer wieder als solches gepriesen wird. Die
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Erfahrungen in England zeigen, dass Videouberwachung nicht wirklich die erwilinschte Ver-
besserung bringt. Der zustandige VideolUberwachungsermittler der britischen ,Association of
Chief Police Officers® raumte anlasslich einer parlamentarischen Anhdrung ein, die dicht G-
berwachenden Kameras in Grossbritanniens Innenstaddten verhinderten Gewaltverbrechen
und spontan begangene Straftaten nicht und die Abschreckungswirkung sei gering. Ein
Schlag ins Gesicht, wenn man bedenkt, dass das Kénigreich dafir Hunderte Millionen Pfund
investierte. Mittlerweile iberdenken die Briten ihren blinden Enthusiasmus fiir die totale U-
berwachung durch Kameras.

2. Im Falle einer Einfihrung der Videouberwachung in der Stadt Bern werden die ersten Ka-
meras an sogenannt neuralgischen Orten aufgestellt. Noch ist offen, welche Orte damit ge-
meint sind, welche Kriterien gelten sollen und wer diese definiert. Folge der Installation erster
Kameras ware eine Verlagerung der wenigen kriminellen Vorkommnisse an vorerst nicht als
neuralgisch eingestufte Orte. Das bietet Grund, da auch gleich Videoilberwachung zu instal-
lieren. VideolUberwachung braucht Kontrolle durch die Polizei, die diese Daten auswertet.
Eine Unmenge an Daten, die wegen knappen Ressourcen nicht richtig ausgewertet werden
kénnen, bzw. geléscht wirden, wenn sie nicht von strafrechtlicher Relevanz sind. Der Teufel-
kreis wird kompliziert, die Wirkung auf die Sicherheit bleibt gering. Ausser Spesen nichts ge-
wesen.

3. Uberwachung ist nicht gleich Uberwachung. In seiner Antwort erwdhnt der Gemeinderat,
dass der Grosse Rat im September 2008 die Vorlage zur Teilrevision des kantonalen Polizei-
gesetzes verabschiedete, darunter auch die kantonalrechtliche Gesetzesgrundlage zur Video-
Uberwachung im offentlichen Raum fir die Gemeinden des Kantons Bern. Die Verabschie-
dung dieser Vorlage war nur unter Ausschluss der Echtzeitiberwachung moglich. Das bedeu-
tet, dass die Videos nur aufgrund eines konkreten Ereignisses angeschaut wirden. In der die
Ausfihrungsbestimmungen regelnden Verordnung missachtete der zustandige Polizeidirektor
Hans-Jirg Kaser die Meinung der gesetzgebenden Gewalt und fihrte die Live-
Uberwachungen ein. Wir fiihlen uns hinters Licht gefiihrt. Diese Verordnung lasst zu, dass
nicht nur Polizisten und Polizistinnen, sondern auch Hausabwarte und anderes nicht-
polizeiliches Personal sich als Big Brother betatigen und schauen, wer sich wo und wie live
verhalt. Ob diese Verordnung einer juristischen Uberpriifung standhalt, bleibt offen.

Zum Schluss rufe ich zwei Dinge in Erinnerung: Erstens ist Bern eine der sichersten Stadte
und zweitens gibt es keine Nullkriminalitat. Auf Kameras zu setzen ist einfach, doch ware es
far eine Rot-Grun-Mitte Regierung angebracht, auf bewahrte und nachhaltige Alternativen zur
Videoiberwachung zu setzen, wie z.B. die Gestaltung des o6ffentlichen Raums und die Pra-
vention. Ich bitte Sie, diesen Vorstoss abzulehnen und die 6ffentlichen Radume nicht an den
Big Brother auszuliefern.

Claude Grosjean (parteilos) fur die GLP-Fraktion: Die Diskussion liber solch restriktive Mass-
nahmen stellt fir uns als liberale Partei natirlich eine Herausforderung dar. Wir kamen zum
Schluss, dass die Freiheit eines Schutzes bedarf, der mit Videouberwachung punktuell und
pragmatisch erreicht werden kann. VideolUberwachungen sind aber immer die Ultima Ratio.

Wenn man sich mit Kriminologie beschaftigt, weiss man, dass nicht die Strafhéhe jemanden
von einem Delikt abhalt, sondern die Strafwahrscheinlichkeit. In dem Zusammenhang bietet
Videoilberwachung ein ziemlich probates Mittel, indem die Aufklarungswahrscheinlichkeit ei-
nes Deliktes deutlich erhoht wir, wenn auch nur oOrtlich beschrankt. Dies bedeutet aber einen
Eingriff in die persénliche Freiheit und die informelle Selbstbestimmung einer Person. Dieser
Eingriff setzt die Einwilligung der Person voraus. Das heisst, die Videokameras missen deut-
lich sichtbar sein. Der Hinweis ,Achtung VideolUberwachung® ist nicht ausreichend, denn dem
begegnet man heutzutage uberall. Erst die deutliche Sichtbarkeit der Kameras ist wirksam.
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Zum Argument, Videoluberwachung fiihre zu einer Verlagerung der Kriminalitdt: Dem mag so
sein, aber man kann die Orte meiden, wohin sich die Kriminalitat verlagert und somit ist das
Problem gelost.

Bei einem Reglement ist es wichtig, den datenschitzerischen Bedenken Rechnung zu tragen.
Das bedeutet folgende Festlegungen: Wann die Aufnahmen geléscht werden und unter wel-
chen Bedingungen die Aufnahmen eingesehen werden kdénnen. Das Thema der Live-
Uberwachung ist ein unschénes Nebengeplankel.

All diesen Uberlegungen filhrten uns zum Schluss, dass wir diese Motion allenfalls als Postu-
lat Uberweisen kdnnen, auch wenn der praktikable Aspekt der Videouberwachung nachvoll-
ziehbar erscheint.

Daniel Klauser (GFL) fur die Fraktion GFL/EVP: Die Mehrheit unserer Fraktion sieht die Vi-
deoliberwachung nicht als Allheilmittel. Dabei kann man sich, wie Hasim Sancar, auf Erfah-
rungen im Ausland abstiutzen. Das Beispiel England zeigt, dass dadurch nicht alle Probleme
geldst werden und weder bei der Pravention noch der Aufklarung von Verbrechen ein grosser
Beitrag geleistet wird. Bei einem fragwirdigen Nutzen fallen die hohen Kosten besonders ins
Gewicht. Die Auswertung der Daten ist sehr aufwendig. Fiir uns kommen Videokameras nur in
Einzelfallen infrage. Der Nutzen muss ausgewiesen sein, es darf nicht zu einer blossen Ver-
lagerung fuhren.

Damit wir der Videoliberwachung zustimmen kdénnen, brauchen wir die Gewahr, dass sie nur
in Einzelfallen eingesetzt wird und dem Datenschutz Rechnung getragen wird. Live-
Uberwachung unterstiitzen wir keinesfalls. Wir kénnen die Aufzeichnung und deren Auswer-
tung nur akzeptieren, falls dadurch jemand seiner gerechten Strafe zugefiihrt werden kann.
Wie der Gemeinderat darlegt, ist der Inhalt der Verordnung des Regierungsrates entschei-
dend. Die Verordnung wurde vom Regierungsrat Ende April erlassen. Entgegen der Absicht
des Grossen Rates im Gesetzgebungsprozess brachte der Regierungsrat, sozusagen durch
die Hintertur, die Direktuberwachung ein. Dabei verspielte er das in Zusammenhang mit der
Videolberwachung absolut zentrale Vertrauensmoment. Das goutieren wir nicht, denn Ver-
trauen ist in Zusammenhang mit dem Datenschutz absolut zentral. Aus diesem Grund kénnen
wir den Vorstoss nicht als Motion unterstitzen, als Postulat hatten wir ihn unterstitzt, aber
das steht ja ausser Diskussion. Wir wollen dem Gemeinderat keinen Blankoscheck ausstellen.
Der Motionar erwahnte, dass dieser Vorstoss dem Gemeinderat alle Freiheiten liesse, eben
genau das wollen wir nicht. Wir wollen mitbestimmen, unter welchen Bedingungen wir diese
Videoiuberwachung zulassen.

Jimy Hofer (parteilos) fir die Fraktion SVPplus: Dass Philippe Mlller den Vorstoss nicht in ein
Postulat umwandelt, ist begreiflich. Es ist glaubhaft, dass der Gemeinderat jetzt alle Mittel in
der Hand halt, um Farbe zu bekennen. Bei einem Postulat geschieht nichts. Nur durch die
Motion erhalten wir eine Entscheidung, ob man die VideolUberwachung will oder nicht.

Die Behauptung, Videouberwachung bringe nichts, ist realitatsfremd. Videolberwachung zei-
tigt sehr wohl Resultate: An YB- und SCB-Matches sind Kameras im Einsatz, man kann die
Leute genau fixieren, so wird nicht der Falsche verdachtigt und es gibt keine Pauschalver-
dachtigungen. Dank Videouberwachung kann man den wirklichen Tater dingfest machen.

Die Mehrheit im Gemeinderat will nichts unternehmen. Die Motion fordert eine Entscheidung
und keinen erneuten Bericht. Wir haben jetzt die gesetzlichen Grundlagen und wollen ein Re-
sultat. Richtig eingesetzt — und so wird der Gemeinderat es wohl auch handhaben — kénnen
gewisse Platze durch Videolberwachung von der personellen Uberwachung entlastet werden.

Edith Leibundgut (CVP) fur die Fraktion BDP/CVP: Um handlungsfahig zu sein, braucht der
Gemeinderat einen Auftrag vom Parlament. Wir wissen alle, dass der Gemeinderat in der jet-
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zigen Zusammensetzung niemals bereit ware, ausser Verkehrskameras bei Rotlichtern, ir-
gendeine Kamera aufzustellen.

Unsere Fraktion ware bereit in ein Postulat zu wandeln und bedauert, dass man das nicht
machen kann. Bei den zunehmenden Ubergriffen auf Leib, Leben und Gut setzen sich die
Gemeinden mit komplexen Sicherheitsfragen auseinander. Vandalismus und Gewalt im 6ffent-
lichen Raum dirfen wir nicht ignorieren oder auf subjektives Empfinden reduzieren, wie das in
den letzten Jahren allzu oft geschah. Nicht nur unsere Gemeinde weiss, dass Massnahmen
notwendig sind, auch Bund und Kantone setzten sich mit dem Thema der VideolUberwachung
auseinander und schufen in der Zwischenzeit die notwendigen gesetzlichen Vorschriften. Der
Gemeinderat muss die konkrete Ausgestaltung von Videouberwachungsmassnahmen mdog-
lichst schnell angehen. Nach den Vorarbeiten bei Bund und Kantonen ist dies die folgerichtige
Forderung der Motion. Lasst sich eine Motion nicht durchsetzen, ware ein Postulat ein erster
Anstoss, um auf Gemeindeebene an die Arbeit zu gehen.

Videolberwachung bedeutet fiir alle, die sich frei bewegen wollen eine einschneidende Mass-
nahme. Aber die vielen gewaltbetonten Vorkommnisse rund um den Bahnhof, die Schanze
und die Reithalle schranken die Freiheit der Menschen ebenfalls ein. Es gibt viele Platze, die
gemieden werden missen, wie wir alle aus eigener Erfahrung wissen. Die Sicherheit und da-
mit die Freiheit kdnnen durch adaquate Videouberwachung in méglichst engem Rahmen an
neuralgischen Stellen wiederhergestellt werden. Die Sicherheit und Freiheit der breiten Be-
volkerung ist Uber die sogenannte Freiheit einzelner Krimineller zu stellen. Mit dem vorliegen-
den Vorstoss bitten wir den Gemeinderat, die gezielte und den Datenschutz wahrende Video-
uberwachung in die Wege zu leiten.

Giovanna Battagliero (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: Die Diskussion zur Videoluberwachung
im 6ffentlichen Raum ist in der Offentlichkeit, im Stadtrat und in der SP kontrovers. Fir die
einen ist sie das Wundermittel zur Verhinderung von Straftaten und die Bewahrung subjekti-
ver Sicherheitsgefuhle. Fur die anderen stellt sie einen nicht annehmbaren Eingriff in das ver-
fassungsmassig geschitzte Recht auf Privatsphare dar und kein angemessenes Mittel zur
Verhinderung von Straftaten oder Verbesserung der Sicherheit. Die Mehrheit der SP/JUSO-
Fraktion ist der Ansicht, bei der Videouberwachung handelt es sich um ein untaugliches In-
strument.

Zum einen beschneidet die Videouberwachung die Grundrechte von Personen. Zum anderen
verlangt die Einflihrung von Uberwachungskameras zwangslaufig nach mehr. Sind einmal
Videokameras an sogenannt neuralgischen Orten installiert, verlagern sich die Straftaten.
Damit entstehen neue neuralgische Orte, die wiederum Uberwacht werden missen — England
Iasst grissen. Dort kann man keinen Meter mehr gehen, ohne Uberwacht zu werden, trotzdem
ist die Kriminalitatsrate nachweislich nicht gesunken.

Trotz Kontroversen scheint die Akzeptanz der Videouberwachung als Instrument zur Verhin-
derung bzw. Aufklarung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten und zur Verbesserung des
subjektiven Sicherheitsgefuhls in den letzten Jahren gewachsen zu sein. Auf kantonaler Ebe-
ne schufen Gross- und Regierungsrat die gesetzlichen Grundlagen zur Einfihrung der Video-
Uberwachung: Ab dem 1. Juli 2009 kénnen die Gemeinden im Kanton Bern den 6ffentlichen
Raum mit Videokameras Uberwachen. Das Hineinschmuggeln der Echtzeitiberwachung in die
Verordnung durch Polizeidirektor Hans-Jiirg Kaser ist hinterlistig und unhaltbar.

Wir nehmen diese wachsende Akzeptanz in der Bevodlkerung zur Kenntnis. Tatsache bleibt,
dass sich die Forschung Uber den effektiven Beitrag der VideolUberwachung zur objektiven
Sicherheit nicht einig ist. Einerseits greifen die Studien auf wenig auswertbares Material zu-
rick. Andererseits scheint es, die Wirksamkeit von der Videouberwachung hangt direkt von
der Haltung des Verfassers bzw. des Auftraggebers einer Studie ab. Die Forschungsergeb-
nisse lassen sich bestenfalls als ,uneindeutig“ bezeichnen.
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Unsere Fraktion setzt auf andere Massnahmen als Videouberwachung. Die physische, soziale
und psychische Sicherheit jedes Menschen ist ebenso vielschichtig wie die jeweiligen Mittel,
die zu ihrer Gewahrleistung ergriffen werden kénnen. Bedauerlicherweise ist bei den Birgerli-
chen diese differenzierte Sichtweise nicht gefragt. Wir setzen auf gestalterische und bauliche
Massnahmen, z.B. eine bessere Beleuchtung von neuralgischen Punkten oder Verbesserung
der Sichtverhaltnisse durch das Zuruckschneiden von Bischen oder das Wegrdumen von
Hindernissen. Ebenso auf Massnahmen zur Belebung, auch braucht es an neuralgischen Or-
ten deutlich mehr Polizeiprasenz. Ich nenne unseren Vorstoss zur Grossen Schanze als Bei-
spiel: Dort fordern wir zwecks Verbesserung der Situation die Installation von Sportgeraten
wie Streetballkérben und Volleyballnetzen, den Ausbau von Spielmdglichkeiten fir Kinder, die
aktive Forderung von Kulturaktivitdten (keine Grossanlasse), einen Barbetrieb mit Sitzplatzen
auf der Einsteinterrasse, langere Offnungszeiten des SBB-Restaurants und nicht zuletzt mehr
Polizeiprasenz. Leider erscheint es Police Bern offenbar nicht ausreichend, dass der Ge-
meinderat hier einen Schwerpunkt fir die Prasenz definierte.

Unsere Fraktion lehnt den Vorstoss in Form der Motion entschieden ab.

Dolores Dana (FDP) fir die FDP-Fraktion: Ich nehme das Votum der SP beziiglich der ge-
nannten Polizeiprasenz auf und gehe davon aus, dass Sie unsere Initiative fur Sicherheit bei
der Abstimmung unterstiutzen werden. An die Adresse der GFL richte ich folgende Erklarung
zum Gesetzgebungsprozess auf Gemeindeebene: Der Gemeinderat ist nicht frei in der Ges-
taltung. Er macht einen Entwurf, der in der Kommission Uberarbeitet wird, von da geht ein
Vorschlag in den Stadtrat, der diesen berat. So geschehen beim Schulreglement, beim Kund-
gebungsreglement, beim Abfallreglement usw. Wir kénnen nicht so tun, als ob das Video-
Uberwachungsreglement auf anderen Wegen behandelt wirde. Wir wollen den Gemeinderat
zu klaren Uberlegungen auffordern und nicht ein Postulatchen lancieren, bei dem er zusagt,
dies ein wenig zu prifen. Es braucht einen verbindlichen Auftrag zum Handeln und das funk-
tioniert nur tUber eine Motion. Wenn Sie diese Motion nicht unterstitzen, drickt das gegen
Aussen klar aus, das Stadtparlament Bern will keine Videolberwachung. Zur SP und dem
Diktum ,England lasst grissen®. England bringen Sie sonst immer als gutes Beispiel — siehe
Roadpricing: Dort verursacht Ihnen die Videouberwachung kein Problem.

Einzelvoten

Rolf Zbinden (PdA): Im Bund vom 1. Mai 2009 steht Interessantes zu lesen: ,Wir haben uns
konstruktiv an der Gesetzesarbeit beteiligt und sind nun hinters Licht gefiihrt worden. Was der
Polizeidirektor hier vorlegt, widerspricht ganz klar dem Willen des Gesetzgebers. Ich fihle
mich hinters Licht gefiihrt, das ist nicht gerade vertrauenerweckend. Es ist extrem problema-
tisch, wenn ein solch sensibler Bereich durch die Hintertiire geregelt wird. Ich fihle mich an
der Nase herumgefiihrt.“ Diese Stossseufzer werden sich so oft wiederholen, wie Police Bern
und ihr oberster Dienstherr sich einer Sache annehmen. Vertrauen in Strukturen, die sich
letztlich bilden, um sich der Kontrolle von unten zu entziehen, ist nicht unser Ding. Mit so ge-
arteten Mechanismen brauchen wir keine weiteren Erfahrungen zu sammeln. Ob Videolber-
wachung, biometrische Ausweise oder die Einschrédnkung der freien Meinungsausserung; sind
diese Machtmittel einmal ins Spiel gebracht, ist die Gier nach mehr Uberwachung, Kontrolle
und Restriktionen nicht mehr aufzuhalten. Die PdA Bern ist nicht begierig darauf, sich kiinftig
in weiteren Bereichen mit der philosophisch sehr anspruchsvollen Interpretation der Begriffe
operativ vs. strategisch zu beschaftigen. Ob man sich nun aus operativen oder strategischen
Grinden um den Datenschutz foutiert, macht keinen Unterschied. ,Gezielte, den Datenschutz
wahrende Videoilberwachung kann zur Vorbeugung gegen Vandalismus und zur Aufklarung
von Verbrechen beitragen.“ Dieser Satz der Motion verdient es, in der aktuellen Diskussion
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zitiert zu werden: So salopp wurden Vandalismus und Verbrechen noch selten in denselben
Topf geworfen. Fihrt man sich vor Augen, dass in gewissen Kreisen Vandalismus im &ffentli-
chen Raum bereits bei einigen Formen der Kunst vorliegt, wird vorstellbar, welche Schleusen
fir die Uberwachung gedéffnet werden. Wollen wir uns die Frustration von Hinters-Licht-
Gefuhrten ersparen, lehnen wir das Vorhaben zur VideolUberwachung besser ab, solange die
Entscheidung noch in unserer Hand liegt.

Hans Peter Aeberhard (FDP): Es ist eigenartig, wie in Zusammenhang mit Fahndungsmitteln,
wie Videolberwachung, die Linken und Griinen daraus eine Grundrechtsproblematik produ-
zieren. Aber was heisst das schon, wenn man eine Person Uber den Waisenhausplatz gehen
sieht? Man weiss nichts Uber sie, man weiss nicht, was sie in der Tasche hat, nicht was sie
denkt oder gegessen hat, nicht wohin sie geht. Es erinnert mich an das Bundesgericht, das in
Zusammenhang mit der Grundrechtsdiskussion die Frage behandelte, ob einem Gefangenen
vorgeschrieben werden diirfe, ob er eine rote oder griine Zahnbirste benutzt, oder einen ge-
streiften Schlafanzug tragt. Diese Grundrechtsdiskussion hatten wir doch hinter uns gelassen,
solche Diskussionen um Peanuts und Blddsinn. Es ist keine Frage von Grundrechten, wenn
ich in einem Raum von der Kamera erfasst werde und man spater nachsehen kann, ob ich
dort war. Grundrechte haben eine andere Bedeutung. Die Behauptung, die Freiheit des Bir-
gers werde tangiert, wenn er durchs Blickfeld einer Kamera wandelt, ist lacherlich. Auch der
Vorwurf, der Polizeidirektor des Kantons Bern beabsichtige einen Geheimdienst mit diesen
Videos zu starten, ist unhaltbar. Niemand der Vorredner gibt sich Rechenschaft ab daruber,
dass in jedem Warenhaus, an jeder Tankstelle und in jeder Bank und in vielen Privathausern
Kameras laufen. Wenn Sie in der Migros Butter kaufen, weiss man mehr ber Sie, als wenn
Sie Uber den Kornhausplatz gehen. Wir sprechen von neuralgischen Punkten, wo Kameras
durchaus etwas bewirken. Das Argument der Verlagerung der Verbrechen ist unverstandlich.
Ein Tater, der das Rathaus beschmieren will, wird sich kaum dorthin zurtickziehen, wo keine
Kameras sind. Die Idee ist beispielsweise wichtige Fahrradparkplatze per Kamera zu sichern.
Diebe werden sich nicht dort umtun, wo keine Fahrrader sind. Es geht um die Abschreckung
und ldentifizierung von Fahrraddieben. Wer anderes behauptet und wer denjenigen, die Ge-
setze machen um Verbrechen zu bekdmpfen unredliche Motive unterstellt, tut dies falschli-
cherweise. Es gibt genug Beispiele, wo Téater, die schwere Verbrechen begingen, dank Vi-
deoliberwachung tberfihrt wurden.

Henri-Charles Beuchat (CVP): Auch wenn Sie die Vorteile der Videouberwachung noch so oft
preisen, wird das Geschaft dadurch nicht besser. Das Geschéaft wird einzig durch die Um-
wandlung in ein Postulat besser. Verfasser der Motion war Reto Nause von der CVP und Phi-
lippe Miuller von der FDP macht sich hier zum Totengraber der VideolUberwachung. Die Frak-
tion CVP/BDP macht sich stark fiir Sachpolitik, aber was hier lauft, ist Parteipolitik. Das Par-
lament hatte heute einen wichtigen Schritt getan, scheiterte aber an biirgerlichen Maximalfor-
derungen und der Unbeweglichkeit der FDP. Das ist sehr zu bedauern. Unsere strategischen
Beurteilungen gehen auseinander, obwohl wir die Motion gemeinsam einreichten. Auch die
SVP ware bereit, die Motion in ein Postulat umzuwandeln.

Michael Képfli (GLP): Wenn hier die liberale FDP die Videolberwachung derart glihend ver-
tritt, kann ich mich als Verfechter des liberalen Rechtstaates und der individuellen Freiheit
nicht zurtckhalten. Ich bin von Grund auf staatskritisch, wie die FDP in vielen Bereichen
auch. Ich wehre mich ganz entschieden gegen die praventive Uberwachung aller Birgerinnen
und Birger. Leider findet die Unterscheidung zwischen Pravention und einem Praventivstaat
in unserer Gesellschaft zu wenig statt. Ich lese dazu eine Definition vor: ,Von einem Praven-
tivstaat in Gegensatz zu einem Rechtsstaat spricht man bei einem Staat, der nicht nur seine
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Blrger wegen begangener Rechtsverletzungen verfolgt, sondern schon im Vorfeld seine Biir-
ger mdglicher Rechtsverletzungen verdachtigt und sie deshalb praventiv Uberwacht.“ So bin
ich froh, dass es die GLP gibt, denn hier wird deutlich, dass wir die einzige wirklich liberale
Partei sind.

Peter Biihler (SVP): Laut den Erfahrungen mit der Uberwachung der Bahnhéfe durch SBB und
BLS fand dort, wo diese explizit durchgefihrt wurde, eine klare Verbesserung statt. In
Deutschland setzten verschiedene Stadte auf die VideolUberwachung und die kénnen nach-
weislich belegen, dass sie Erfolge erzielten. Interessanterweise schreit niemand auf, wenn es
um den motorisierten Individualverkehr geht. Da missen Kameras aufgestellt werden, damit
die bésen Autofahrer nicht unerlaubte Mandver machen. Geht es aber um die Absicherung
eines offentlichen Platzes, ertdnt sogleich der Protest, es wirden hier persdnliche Rechte
verletzt. Damit mussen Sie aufhéren, denn das Gesetz gilt doch fir alle gleich.

Philippe Miiller (FDP): Nachdem ich Michael Kopfli zuhérte, glaube ich, er spreche von einer
anderen Vorlage als ich. Hier wiederhole ich Ausziige aus meinem Text: Ich sagte, die Video-
Uberwachung sei nicht das Allheilmittel, sie sei nicht Uberall einsetzbar, sie nutze bei ver-
mummten T&tern nicht viel und wir winschten keinen grossflachigen Einsatz. Das Argument
vom Praventivstaat ist ein untauglicher Versuch, sich selber besser darzustellen, indem man
die andern in ein schlechtes Licht rickt. Unsere Vorlage verlangt etwas anderes, namlich ,den
gezielten, den Datenschutz wahrenden Einsatz (...) in die Wege zu leiten®. Von Praventivstaat
kann keine Rede sein.

Direktor SUE Reto Nause fir den Gemeinderat: Die kantonalen Rechtsgrundlagen im Bereich
Videouberwachung sind vorhanden, die Verordnung wurde vor wenigen Tagen verabschiedet.
Diese regelt die Verantwortlichkeiten auf kantonaler Ebene: Zustimmungsverfahren, Kenn-
zeichnungspflicht der Kameras und Evaluation der Wirksamkeit der eingesetzten Videoulber-
wachung. Auch werden die zu ergreifenden technischen und organisatorischen Massnahmen
zum Datenschutz geregelt. Weiter ist vorgesehen, einen o6ffentlichen Kataster zu erstellen.
Die Gemeinden wéaren somit in der Lage bei der Kantonspolizei Videouberwachung zu bestel-
len. Voraussetzung ist die vorgangige Regelung der folgenden Punkte innerhalb der Gemein-
den: Es braucht einen Grundsatzentscheid, eine Definition der Zustandigkeiten mittels Reg-
lement und eine klare Bezeichnung der Standorte. Zudem musste man mit einer Kreditvorlage
die Zustimmung des Stadtrates bekommen, denn die Kosten uberschreiten die Limiten. Per-
sénlich bin ich der Meinung, dass diese Massnahme einer mdglichst breiten Abstutzung be-
darf, das bedeutet sogar einen Volksentscheid. Umfangreiche Vorarbeiten sind erforderlich,
die demokratischen Ablaufe sind gesichert. Ein flachendeckender Einsatz von Videouberwa-
chung kommt nicht infrage. Ein gezielter Einsatz nach dem Vorbild von St. Gallen kénnte in
Bern Entlastung bringen, erstens im Bereich des Stadions bei Spielen mit hohem Gewaltpo-
tenzial, zweitens in einzelnen Gassen der Innenstadt, wo Straftaten gehauft auftreten und
andere Massnahmen wenig Wirkung zeigen oder nicht realisierbar sind. Das System in St.
Gallen ist innovativ, weil die Videoliberwachung an Notrufsaulen gekoppelt ist — das bedeutet,
in kritischen Situationen genugt ein Klick und die Polizei hat das Echtzeitbild aufgeschaltet.
Ich appelliere an den Motionar, den Vorstoss zu wandeln, denn eine Mehrheit wiirde diese
Forderung als Postulat unterstitzen. Ein angenommenes Postulat wirde die notwendigen
Vorarbeiten ermdglichen, eine abgelehnte Motion 16st hingegen gar nichts aus. Der Gemein-
derat empfiehlt Ihnen die Annahme als Postulat.

Beschluss
Der Stadtrat lehnt die Motion ab (25 Ja, 41 Nein, 3 Enthaltungen).
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16 Motion Fraktion SVP/JSVP (Peter Biihler/Manfred Blaser, SVP): Der Gemeinderat
muss endlich dafiir sorgen, dass die Verkehrsregeln fiir alle gelten, auch fiir
Fahrrader!

Geschaftsnummer 08.000275 / 09/054

Gemeinderatsantrag

1. Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion abzulehnen. Er ist jedoch bereit, den
Vorstoss als Postulat entgegen zu nehmen.

2. Die Antwort gilt in diesem Fall gleichzeitig als Prifungsbericht.

Bern, 18. Februar 2009

Motionar Peter Biihler (SVP) fir die Fraktion SVPplus: Ich bin oft mit dem Fahrrad unterwegs
und beobachte immer wieder dieselbe Situation: Beim Halt vor dem Rotlicht huschen stets ein
paar Fahrrader vorbei, die einfach nicht halten. Falls es zu einem Beinahezusammenstoss mit
einem Auto kommt, ist es der Fehler des Autofahrers. Die Stadt Bern ist ein Paradies flr
Fahrrader: Man kann Einbahnstrassen in Gegenrichtung befahren, es gibt Zusatzampeln fir
Velos, die regelmassig auf Griin geschaltet werden und man kann fahren, wo und wie man
will. Aber im Strassenverkehr sind diese Zustande unhaltbar. Ein Grossteil der Fahrradfahrer
kimmert sich keinen Deut um Ampeln oder Verkehrsregeln. Hier gilt es einzugreifen.

Der Gemeinderat schiebt vor, dass nicht viele Unfalle geschehen, es seien nur 10% und bloss
5% entstiinden durch die Schuld der Velofahrer. Der Autofahrer fahrt viel vorsichtiger als der
Fahrradfahrer, denn er weiss genau, dass ihm ein Riesenproblem droht, wenn er einen Velo-
fahrer rammt. Im Fall, wo ein Fahrrad in ein Auto prallt, geschieht nicht viel, da wird niemand
juristisch tatig. Wir verlangen die Einhaltung der Verkehrsregeln. Da soll die Kantonspolizei
fur Ordnung sorgen. Es kann nicht sein, dass Uberall Verkehrskontrollen und Blitzanlagen
stehen und die Auto- und Motorradfahrer zur Verantwortung gezogen werden, wahrend die
Fahrradfahrer durchschlipfen. Schliesslich ist jeder Verkehrsteilnehmer gleichviel wert und
alle sollen sich gleichermassen an die Gesetze halten. Ich bitte Sie um Unterstitzung dieser
Motion, insbesondere Stefan Jordi, denn seine Organisation wird angesprochen und viele
seiner Leute billigen dem Vorstoss eine Berechtigung zu.

Fraktionserklarungen

Stefan Jordi (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: Sowohl die SP/JUSO-Fraktion, als auch die di-
rekt angesprochene Organisation tolerieren nicht, dass einzelne Verkehrsteilnehmer die Ver-
kehrsregeln verletzen. Wer sich im Strassenraum bewegt, muss sich an die geltenden Ver-
kehrsregeln halten. Der Text der Motion spiegelt die Sicht eines Autofahrenden: Velofahrende
sollen sich an die geltenden Regeln halten. Schaut man aber die Autofahrenden genauer an,
sieht man standig Regelverletzungen: Autofahrer, die beim Fahren mit dem Handy telefonie-
ren, besonders nachts zu schnell fahren, vor dem Fussgangerstreifen nicht anhalten oder
halb Betrunkene, die Kollisionen verursachen. Laut Unfallstatistik des Jahres 2006 ereigneten
sich in der Stadt Bern 1615 Unfélle mit dem Auto und 128 Unfalle mit dem Fahrrad. 2008 ste-
hen 1239 Unfalle mit Auto (Selbstunfalle, Auffahrunfalle, Trunkenheit am Steuer) gegeniber
96 Velounfallen. Das ist die Realitdt in Zahlen. Wir von der Pro Velo schreiben aber keine
Motionen mit dem Text, es sei dafiir zu sorgen, dass Autofahrer nicht so viele Ubertretungen
des Strassenverkehrsgesetzes begehen. Der TCS bietet keine Kurse zu Themen wie ,Auto-
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fahren ohne Handy“ oder ,Wie fahre ich nach der Party mit dem Taxi nach Hause?“ an. Wir
dagegen bieten gratis Lichtflickaktionen, wir arbeiten mit BernMobil zusammen, um die Kon-
fliktfalle 6V vs. Velofahrer anzugehen. Wir veranstalten Fahrkurse in den Schulen der ganzen
Region Bern, um Schilerinnen und Schiiler in korrektem Velofahren zu unterrichten, dies in
enger Zusammenarbeit mit den Eltern und der Polizei. Oder wir halten Crashkurse bei Kreu-
zungen ab, damit Velofahrende die korrekte Fahrpraxis dort erlernen. Wir veranstalten zahl-
reiche Aktionen, um den Fahrradfahrenden verkehrsregelkonformes Verhalten nahe zu brin-
gen.

An der Gemeinderatsantwort ist zu kritisieren, dass die Aussage, Zweiradparkplatze wirden
kontrolliert, nicht den Tatsachen entspricht, denn diese sind meistens von Motorfahrradern
Uberstellt. Der Kontrolldienst, der mittlerweile bei Police Bern und ausserhalb unseres Ein-
flussbereiches liegt, sollte auch da funktionieren.

Zum versohnlichen Schluss: Erfreulicherweise unterstiitzt die SVP neuerdings Velofahrende
und Massnahmen wie den Einbahngegenverkehr, was die Stadt Bern zu einer Velostadt
macht.

Nadia Omar (GFL) fur die Fraktion GFL/EVP: Solange Fahrradfahrer auf stadtischem Gebiet
an den Rand der Strasse gedrangt und allzu knapp Uberholt werden, solange sie taglich von
Abgasen umnebelt ihr Leben riskieren, Uber eine Spur hinweg abbiegen missen und mit den
Tramgeleisen in Konflikt geraten und sich in vielen Situationen nicht gesetzmassig verhalten
kénnen; solange sie bei Planungen nicht richtig beachtet werden — obwohl bekannt ist, dass
Velofahren die optimale und nachhaltigste Verkehrsform flr stadtisches Gebiet darstellt — ist
es kontraproduktiv, dumm und kurzsichtig, mehr Geld fir Kontrollen zu verlangen. Wenn es in
der Stadt denn einmal sichere, direkte und gut signalisierte Velowege gibt, keine Infrastruk-
turbedurfnisse mehr bestehen, Velofahrer tberall auf den Strassen genugend Platz bekom-
men und es in der Stadt keine zweispurigen Strassen mehr gibt, erst dann kénnen Sie das
Argument des konsequenten Blssens bringen. Es ist an der Zeit die Investitionskredite zu
vergleichen, wie viel Geld fur Autos und wie viel fur Velos ausgegeben wird. Die durch den
MiV entstehenden Schaden an der Lebensqualitat kdnnen dazu gezahlt werden. Verwenden
wir das Geld, das hier verlangt wird, doch besser fur Beitrdge an die Infrastruktur fir Velos
und nicht fir konsequentes Bissen der Velofahrer.

Jimy Hofer (parteilos) fur die Fraktion SVPplus: Die Velofahrer sind eine Plage in der Stadt
Bern. Ich als Motorradfahrer finde es unausstehlich, wie die Velofahrer ungehindert an mir
vorbeifahren, wenn ich beim Rotlicht anhalte wie ein Depp. Mittlerweile steht Velofahrern fast
die Halfte der Strassen zur Verfigung, aber sie bezahlen nichts dafur, wahrend wir Steuern
bezahlen, geschrdpft und abgezockt werden vom Staat. Was der Autofahrer bezahlen muss
fur Strassen, die gesperrt werden, mit Velowegen verbaut oder als Einbahnstrasse fur Velo-
gegenverkehr freigegeben werden, ist nicht mehr verantwortbar. Denken Sie daran: Bald wer-
den Elektrovelos auf die Strassen gelangen, die Geschwindigkeiten von bis zu 60 Stundenki-
lometer erreichen und véllig gerauschlos fahren. Ein Zusammenstoss mit einem Fahrrad bei
dieser Geschwindigkeit wird ziemlichen Schaden verursachen. Es ist unabdingbar, dass sich
Velofahrer an die Verkehrsregeln halten, wie andere Verkehrsteilnehmer auch. Man kann
nicht Statistiken anfiihren, die Velo- mit Autofahrern vergleichen: Velofahrer sind durch-
schnittlich drei Monate unterwegs, wahrend Autofahrer 365 Tage im Jahr auf der Strasse
sind, das verfalscht die Zahlen.

Claude Grosjean (parteilos) fir die GLP-Fraktion: Auch mich argert es, wenn Fahrradfahrer

Rotlichter Uberfahren. Trotzdem habe ich ein Problem, wenn gegen die Velos Restriktionen
gefordert werden. Selbstverstandlich dirfen Fahrradfahrer nicht gefahrdend fahren, damit sich
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Fussganger nicht bedroht fihlen. Andererseits ist der Veloverkehr in der Stadt Bern Uberreg-
lementiert. Die Motionen ,Verkehrsfreie Zone* und ,Ausholzung der Verkehrsschilder® gaben
Anlass zur Freude. Was ist der Sinn einer Verkehrsregel? Es ist die Sicherheit und Velos stel-
len nun mal ein geringes Sicherheitsrisiko dar. Darum ist uneinsichtig, wieso die Kontrolle
intensiviert werden sollte. Die aktuellen Kontrollen sind ausreichend. Ich beantrage vielmehr
das Uberdenken der unsaglichen roten Veloampeln: Wenn bei Fussgéngerstreifen Konflikt-
grin moglich ist, sind diese roten Veloampeln unndtig, stattdessen missten sie gelb blinken.
Da ware abzuklaren, auf welcher Ebene die Verkehrsregelung steht, eventuell ist dies ein
nationales Problem.

Hans Peter Aeberhard (FDP) fir die FDP-Fraktion: Wir haben Verstandnis fir diese Richtli-
nienmotion, die im Grunde die Rechtsgleichheit aller Verkehrsteilnehmer wiederherzustellen
beabsichtigt. Es gibt eben diese Velofahrer, die Ampeln missachten, vorne durchfahren, quer
Uber Fussgangerstreifen kreuzen, auf dem Trottoir fahren usw. Es soll keine Hatz auf Velofah-
rer bezweckt werden, sondern die verbindliche Durchsetzung der Verkehrsregeln fur alle. Da
fehlt in diesem Stadtrat leider die Unterstiitzung. Wenn Sie hier einmal mehr einen solchen
Vorstoss ablehnen, lauft dies darauf hinaus das Fahrrad zur heiligen Kuh zu machen — die
Parallele mit Indien, wo heilige Kihe und Affen eine Plage bewirken, zu unseren zahlreichen
Velos drangt sich auf. Es sollte jedem Velofahrer einleuchten, dass der Stadtrat will, dass er
sich an die Regeln halt. Sie missten den Vorstoss unterstiitzen, der nichts weiter will, als
bestehendes Recht durchzusetzen.

Einzelvoten

Erich J. Hess (JSVP): Stefan Jordi muss ich antworten, dass die SVP diese Einbahngegen-
verkehrsregelung nicht unterstitzt. Das ist ein grosses Sicherheitsrisiko, vor allem fir die
Velofahrer selber. Claude Grosjean meinte, die Velofahrer seien kaum ein Sicherheitsrisiko.
Velofahrer stellen aber ein Risiko dar fur alle grésseren Verkehrsteilnehmer. Geschieht ein
Unfall zwischen Auto und Velo, muss wahrscheinlich der Fahrradfahrer den geringeren Anteil
an den Schaden bezahlen. Es ist im Gesetz klar geregelt: Mit der Starke des Fahrzeuges
wachst die Beteiligung an der Schadenssumme. Den Fahrradfahrern sollte man eigentlich
eine grosse Nummer hinten am Fahrzeug verpassen, damit man regelverletzende Fahrer i-
dentifizieren kann. Die Autofahrer sind schliesslich auch alle angeschrieben.

Tanja Sollberger (GLP): Als Arztin weiss ich, wie es aussieht, wenn jemand Schwerverletztes
ins Spital eingeliefert wird. An die Autofahrerlobbyisten gewendet, erwdhne ich, dass Schwer-
verletzte vornehmlich bei Autounféllen vorkommen. Bei Velounfallen oder bei Unféllen zwi-
schen Fussgangern und Velofahrern gibt es zwar Verletzungen, aber kaum Schwerverletzte.
Ich spreche aus Erfahrung. Verkehrsregelungen sind dazu da, Schwerverletzte zu verhindern.

Dieter Beyeler (SD): Offensichtlich ist der Vorstoss fur die linke Seite mehr als unangenehm.
Die im Vorstoss beschriebenen Fakten stimmen und das ist Ihnen wohlbewusst. Vorschnell
werden Autofahrer gegen Velofahrer ausgespielt, aber darum geht es bei sachlicher Betrach-
tung nicht. Es geht hier um die schwachsten Verkehrsteilnehmer, namlich die Fussganger. Sie
sind durch die Velofahrer gefahrdet, sie will man mittels diesem Vorstoss schiitzen, indem
man Velofahrer an die Verkehrsregeln erinnert und Verstésse sanktioniert.

Hans Peter Aeberhard (FDP): Ein Nachtrag zur Harmlosigkeit der Velos: Der Direktor von
BernMobil besuchte uns in der BAK. Fur ihn stellen Velos ein nicht zu unterschatzendes Risi-
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ko dar und zwar durch von ihnen verursachte Schnellboremsungen von Bussen, wodurch Pas-
sagiere Verletzungen wie Beinbriiche erleiden kdnnen. Das ist keineswegs harmlos.

Beat Zobrist (SP): Der Direktor von BernMobil erwahnte Fussganger und Autos gleichfalls.
Auf dem Heimweg durch die Rathausgasse werden wir gleich sehen, wie die Autos falsch
parkieren und wie die Polizei nicht bisst.

Beschluss

Der Stadtrat lehnt die Motion ab (16 Ja, 42 Nein, 2 Enthaltungen).

- Der Stadtrat verschiebt die Traktanden 17 bis 19 auf die Sitzung vom 28. Mai 2009. -
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Eingange

Es werden eine Motion und drei Postulate eingereicht und an den Gemeinderat weitergeleitet,
namlich:

1. Motion Fraktion FDP (Bernhard Eicher, JF): Zusammenarbeit zwischen Staat und Priva-
ten: Kreisel als Sponsoring- und Werbeobjekte

2. |Interfraktionelles Postulat GFUEVP, SP/JUSO, GB/JA! (Rania Bahnan-Biechi,
GFL/Miriam Schwarz, SP/Hasim Sancar, GB/Tanja Sollberger, GLP): Eine Strategie fur
die Integration von nachgezogenen Familienmitgliedern ist Gberfallig!

3. Postulat Fraktion SP/JUSO (Annette Lehmann/Thomas Goéttin, SP): Ein Stadtfest fur die
Bevdlkerung!

4. Postulat Fraktion SP/JUSO (Stefan Jordi, SP): Die Férderung des Fuss- und Veloverkehrs
muss auch in Zukunft gesichert werden!

Schluss der Sitzung: 22.45 Uhr.

Namens des Stadtrats

Der Prasident: Ueli Haudenschild

Die Protokollfihrerin: Barbara Waelti

863



	Protokoll Nr. 15
	Inhaltsverzeichnis

	Präsenzliste der Sitzung 17.00 bis 19.00 Uhr
	Mitteilung des Vorsitzenden
	Traktandenliste
	1 Protokollgenehmigung (Protokoll Nr. 10 vom 26. März 2009)
	2 Dringliche Interpellation Fraktion GLP (Michael Köpfli, GLP): Warum wird den Berner Stimmberechtigten am 17. Mai eine Alternativ-Abstimmung zum „Progr-Verkauf“ unterbreitet, nachdem der Stadtrat  eine Variantenabstimmung beschlossen hat und ist dieses Vorgehen überhaupt zulässig?
	 Fraktionserklärungen
	Beschluss

	3 Dringliche Interpellation Fraktion SP/JUSO (Corinne Mathieu, SP): Vertreibt die Liegenschaftsverwaltung ihre Mieterinnen aus der Stadt?
	 Fraktionserklärungen
	 Einzelvotum
	Beschluss

	4 Dringliche Interpellation Fraktion BDP/CVP (Martin Schneider, parteilos): Umsetzung des Integrationsartikels 17 in  Berns Schulen – mit Vollgas in die Wand?
	 Fraktionserklärungen
	Beschluss

	5 Motion Edith Leibundgut (CVP): Ausbau von Spielgruppen fördern und Zugang für sozioökonomisch benachteiligte Familien erleichtern
	 Fraktionserklärungen
	 Einzelvotum
	Beschluss

	6 Motion Andreas Zysset (SP) vom 15. August 2002: Sport 2010 – für die Spitze und für alle; Fristverlängerung
	Beschluss
	Die Sitzung wird um 19.00 Uhr unterbrochen.

	Präsenzliste der Sitzung 20.30 bis 22.45 Uhr
	Traktandenliste
	7 Interfraktionelles Postulat SP/JUSO, GB/JA! (Ruedi Keller, SP/Hasim Sancar, GB): Reitschule – Koordination der Aktivitäten der einzelnen Direktionen tut Not!
	Fraktionserklärungen
	Beschluss
	Beschluss

	8 Interfraktionelles Postulat SP/JUSO, GB/JA!, GFL/EVP (Miriam Schwarz, SP/ Cristina Anliker-Mansour, GB/Daniela Lutz, GFL): Prävention statt spätere Sozialhilfeabhängigkeit von Jugendlichen 
	Beschluss
	Fraktionserklärungen
	Beschluss

	9 Interpellation Rolf Zbinden (PdA): Notbremse für die anmassende Öffentlichkeitsarbeit von PINTO
	Beschluss

	10 Postulat Fraktion GB/JA! (Hasim Sancar, GB/Lea Bill, JA!): Was hat Police Bern gebracht? Zwischenbilanz aus der Sicht der Stadt Bern 
	Beschluss

	11 Interpellation Fraktion SP/JUSO (Corinne Mathieu, SP): Police Bern – Welche Bilanz zieht der Gemeinderat nach einem Jahr Einheitspolizei? 
	Beschluss

	12 Interpellation Fraktion SP/JUSO (Ruedi Keller, SP): Police Bern: Wer kontrolliert die polizeilichen Leistungen? 
	Beschluss

	13 Interpellation Fraktion SP/JUSO (Beat Zobrist, SP): Police Bern: Warum muss die Stadtberner-Bevölkerung die Sicherheit für alle bezahlen? 
	Beschluss

	14 Interfraktionelle Motion GB/JA!, SP/JUSO (Franziska Schnyder/Catherine Weber, GB/Giovanna Battagliero, SP) und Daniele Jenni (GPB) vom 23. November 2006: Police Bern: Die gesetzliche Regelung ist unbefriedigend; Begründungsbericht (06.000312)
	Fraktionserklärungen zu den Traktanden 11,12, 13 und 14
	Einzelvotum

	15 Interfraktionelle Motion SVP/JSVP, FDP mit CVP (Reto Nause, CVP/Beat Schori, SVP/Philippe Müller, FDP): Videoüberwachung zur Vorbeugung und Aufklärung krimineller Handlungen 
	Fraktionserklärungen
	Einzelvoten
	Beschluss

	16 Motion Fraktion SVP/JSVP (Peter Bühler/Manfred Blaser, SVP): Der Gemeinderat muss endlich dafür sorgen, dass die Verkehrsregeln für alle gelten, auch für Fahrräder! 
	Fraktionserklärungen
	Einzelvoten
	Beschluss

	Eingänge
	Schluss der Sitzung: 22.45 Uhr 


